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Ludwig Richter

Die Weimarer Reichsverfassung

„Nirgends auf der Welt ist die Demokratie konse­
quenter durchgeführt als in dieser Verfassung...
Die deutsche Republik ist fortan die demokratisch­
ste Demokratie der Welt.“1 Diese außerordentlich
positive Beurteilung der ersten parlamentarisch­
demokratischen Verfassung Deutschlands2 die am 
31. Juli 1919 verabschiedet und - einem Antrag des
Abgeordneten der Deutschen Demokratischen
Partei (DDP) Conrad Haußmann folgend - nach 
dem Tagungsort der Nationalversammlung im
Theater der thüringischen Kleinstadt „Weimarer“
Verfassung benannt wurde ,3 durch den sozial­
demokratischen Reichsinnenminister Eduard Da­
vid sollte jedoch nicht darüber hinwegtäuschen,
daß das fertige Werk in der Öffentlichkeit nahezu
gleichgültig, zumindest jedoch „ohne warme Be­
geisterung“4 aufgenommen wurde. Die am 11. Au­
gust 1919 von Reichspräsident Ebert Unterzeich­
nete und am 14. August verkündete Reichsverfas­
sung - nach den treffenden Worten ihres Schöpfers 
Hugo Preuß angesichts der niederschmetternden
Wirkung von Weltkrieg, Revolution und Versailler
Vertrag „nicht im Sonnenglanz des Glückes gebo­
ren“5 - wurde in der Weimarer Republik von der
Mehrheit der politischen Kräfte als ein unbefriedi­
gendes Kompromißprodukt angesehen. Vielen
galt sie als eine zwar fleißige Juristenarbeit und
aller Anerkennung wert, aber letztendlich nur
dazu geeignet, das rein technisch-organisatorische
Funktionieren des Staatsapparates sicherzustellen,
und weit davon entfernt, Respekt und sogar Hoch­
achtung zu wecken.

Die Weimarer Verfassung stellt jedoch - trotz ih­
res nicht zu verkennenden idealtypischen Charak­
ters - nicht einfach das Produkt einer kleinen
Gruppe von Verfassungsexperten dar, die nach der

1 Eduard Heilfron, Die deutsche Nationalversammlung im
Jahre 1919/20 in ihrer Arbeit für den Aufbau des neuen
Volksstaates, Bd.7, Berlin 1919, S.453.
2 Zur Weimarer Reichsverfassung siehe bes. den umfassen­
den Forschungsüberblick bei Eberhard Kolb, Die Weimarer
Republik, München 19933, S. 169f.
3 Vgl. E. Heilfron (Anm. 1), Bd.7, S.346; bereits bei der
Begründung des Regierungsentwurfs am 24.2.1919 hatte der
Staatsrechtslehrer Hugo Preuß von der „freistaatlichen deut­
schen Verfassung von Weimar“ gesprochen, ebd., Bd.2,
S.678.
4 Fritz Poetzsch, Die neue Reichsverfassung, in: Deutsche
Juristen-Zeitung, 24 (1919), Sp. 707.
5 Hugo Preuß, Das Verfassungswerk von Weimar, in:
ders., Staat, Recht und Freiheit, Tübingen 1926, S.421.

Revolution aus dem Nichts heraus das Modell
eines demokratisch-sozialen Rechtsstaates schu­
fen. Das Werden der Verfassung wurde vielmehr
in entscheidendem Maße durch die realpolitischen
Gegebenheiten wie durch die Erfahrungswerte
und Interessenlage der direkt oder indirekt betei­
ligten Personen und Gruppen geprägt. Ihr Entste­
hungsprozeß umfaßt somit nicht allein die Spanne
der Verfassungsberatungen in der Nationalver­
sammlung, sondern umgreift den gesamten Zeit­
raum von der Novemberrevolution bis zu ihrer
Verabschiedung im Sommer 1919. Gleichzeitig
muß bei einer Beurteilung von Genese und Gestalt
der Weimarer Reichsverfassung immer berück­
sichtigt werden, daß innenpolitische Wirren und
außenpolitische Gefahren den Hintergrund für die 
Verfassungsarbeiten bildeten und den Boden, auf
dem die neuen Reichsgewalten standen, stets
unsicher und bedroht erscheinen ließen.

I. Von der Revolution
bis zum Zusammentritt

der Nationalversammlung

Die Bismarcksche Reichsverfassung von 1871
hatte bereits vor der Machtergreifung durch die 
revolutionären Arbeiter- und Soldatenräte in den
ersten Novembertagen 1918 eine grundlegende
Umformung erfahren. Der am 3. Oktober zum
Reichskanzler ernannte Prinz Max von Baden
hatte sein Kabinett unter maßgebender Mitwir­
kung der Parteien der Reichstagsmehrheit - So­
zialdemokratie, Zentrum, Fortschrittliche Volks­
partei - gebildet. Der entscheidende Schritt auf
dem Weg zur parlamentarischen Monarchie wurde
dann auch verfassungsrechtlich abgesichert durch
die am 28. Oktober in Kraft getretenen Gesetze
zur Abänderung der Reichsverfassung. Dieser in
zeitlicher Parallelität zum Notenwechsel mit dem
amerikanischen Präsidenten Wilson - der eine Par­
lamentarisierung der Regierung als unverzichtbare
Bedingung für die Friedensverhandlungen gefor­
dert hatte - um das deutsche Friedensangebot
erfolgende Umbau der Verfassung hob die Grund­
lagen des monarchisch-konstitutionellen Systems



auf: Der Reichstag rückte ins Zentrum der politi­
schen Macht, Reichskanzler und Reichsregierung
waren nun von seinem Vertrauen abhängig. Aller­
dings vermochte auch diese Verfassungsänderung
weder die offenkundige Erosion der Legitimität
von Kaisertum und Monarchie noch den Zusam­
menbruch der alten Gewalten zu verhindern.

Angesichts der sich im ganzen Reich krisenhaft zu­
spitzenden Situation und der Bildung von Ar­
beiter- und Soldatenräten als Träger der revolutio­
nären Macht ergriff Reichskanzler Prinz Max von 
Baden die Initiative. Am Mittag des 9. November
1918 gab er die Abdankung des Kaisers bekannt
und ernannte Friedrich Ebert, den Führer der
Mehrheitssozialdemokratie, zum Reichskanzler.
Nach Verhandlungen mit Vertretern der Unab­
hängigen Sozialdemokratie (USPD) erfolgte dann
am nächsten Tag die Bildung des aus Mitgliedern
von SPD und USPD paritätisch zusammengesetz­
ten „Rates des Volksbeauftragten“.

Vordringliches Ziel der mehrheitssozialdemokra­
tischen Führer seit dem 9. November war die 
schnellstmögliche Einberufung einer verfassungge­
benden Nationalversammlung auf der Grundlage
allgemeiner Wahlen, der die endgültige Entschei­
dung über die neu zu schaffende politische und ge­
sellschaftliche Ordnung überlassen bleiben sollte.
Diese Option zugunsten der parlamentarischen
Demokratie, durchgesetzt gegen den Widerstand
linkssozialistischer Kräfte, die ein Rätesystem
nach bolschewistischem Muster erstrebten, und
mit großer Mehrheit bestätigt durch den vom 16.
bis 20. Dezember 1918 in Berlin tagenden Ersten
Allgemeinen Kongreß der Arbeiter- und Soldaten­
räte Deutschlands, war die ausschlaggebende poli­
tische Weichenstellung des November und Dezem­
ber 1918. Sie war verbunden mit einer aufs höchste
gespannten Erwartung, die das deutsche Volk in
die Weimarer Nationalversammlung setzte; in ihr
lag zugleich etwas Utopisches, ja Unwirkliches,
das leicht zur Quelle neuer Enttäuschungen wer­
den konnte. Als weitere richtungsweisende Vor­
entscheidung des Rates der Volksbeauftragten er­
wies sich der Verzicht auf jeden Eingriff in die
überkommene föderalistische Struktur des Reiches
und seiner wirtschaftspolitischen wie gesellschaft­
lichen Ordnung.

In der am 19. Januar 1919 von allen Bürgern über
20 Jahren nach den Grundsätzen der Verhältnis­
wahl gewählten Nationalversammlung war die
SPD mit 37,9 Prozent der Stimmen (165 Mandate)
zwar die weitaus stärkste Fraktion, sie verfügte
aber - selbst zusammen mit der USPD 77 6 Pro­
zent, 22 Mandate) - nicht über eine absolute
Mehrheit. Stärkste bürgerliche Partei wurde das

Zentrum (19,7 Prozent, 91 Mandate), gefolgt von 
der DDP (18,5 Prozent, 75 Mandate). Die DNVP
(Deutschnationale Volkspartei) kam nur auf 10,3
Prozent der Stimmen (44 Mandate), die DVP
(Deutsche Volkspartei) erhielt 4,4 Prozent (19
Mandate).

Insgesamt betrachtet, hatte sich das Parteien­
system des Kaiserreichs über den Einschnitt der
Revolution hinweg als bemerkenswert stabil erwie­
sen6. Gleichzeitig zeichnete das Wahlergebnis aber
eine neuerliche Zusammenarbeit der drei Mehr­
heitsparteien des alten Reichstages vor: Die „Wei­
marer Koalition“ aus SPD, Zentrum und der neu­
gegründeten linksliberalen DDP verfügte in der
Nationalversammlung über mehr als eine Dreivier­
telmehrheit. Obwohl die Entscheidung für die
Weimarer Koalition auch bedeutete, daß die neue
Verfassung nur auf der Basis eines Kompromisses
zwischen der Sozialdemokratie und den gemäßig­
ten bürgerlichen Kräften verwirklicht werden
konnte, darf aus dem Wahlergebnis nicht einfach 
geschlossen werden, daß in der Nationalversamm­
lung eine politisch-soziale Ordnungsidee als
Ausdruck eines bestehenden Konsenses der Mehr­
heitsparteien vorherrschte. Vielmehr unterschie­
den sich die Verfassungsideen und -ziele der Koali­
tionsparteien grundlegend, in einigen Bereichen
- wie der Kultur- und Wirtschaftsordnung - sogar
diametral voneinander, so daß die vorhersehbaren
Kontroversen nur bei beträchtlichem Zurückstek-
ken programmatischer Forderungen auf allen Sei­
ten zu entschärfen sein würden.

Der erste wichtige Schritt auf diesem oft mühsam
wirkenden Weg der Kompromisse, an dessen Ende
die Verabschiedung der Weimarer Reichsverfas­
sung stand, war die bereits am 15. November er­
folgte Berufung von Hugo Preuß7, Professor für
öffentliches Recht an der Berliner Handelshoch­
schule, zum Staatssekretär im Reichsministerium
des Innern (RMI) mit dem ausdrücklichen Auf­
trag, einen Verfassungsentwurf auszuarbeiten.
Hugo Preuß, im Kaiserreich als Mitglied der Fort­
schrittlichen Volkspartei engagierter Liberaler und
der „wohl am weitesten links gerichtete Staats­
rechtslehrer des damaligen Deutschland“8 *, hatte
bereits 1917 aus eigener Initiative einen Verfas­
sungsentwurf ausgearbeitet, der auf die Einfüh­

6 Vgl. dazu bes. Gerhard A. Ritter, Kontinuität und Um­
formung des deutschen Parteiensystems 1918-1920, in: ders.,
Arbeiterbewegung, Parteien und Parlamentarismus, Auf­
sätze zur deutschen Sozial- und Verfassungsgeschichte des
19. und 20. Jahrhunderts, Göttingen 1976, S. 120-138.
7 Zu Preuß siehe bes. Walter Simons, Hugo Preuß, Berlin
1930.
8 Walter Jellinek, Entstehung und Ausbau der Weimarer
Reichsverfassung, in: Gerhard Anschütz/Richard Thoma
(Hrsg.), Handbuch des Deutschen Staatsrechts, Bd. 1,
Tübingen 1930, S. 127.



rung einer parlamentarischen Monarchie abzielte.
Einen Tag vor seiner Berufung an die Spitze des
RMI publizierte er im „Berliner Tageblatt“ den in
der Öffentlichkeit mit großem Interesse zur Kennt­
nis genommenen programmatischen Artikel
„Volksstaat oder verkehrter gkeitsstaat“9,9 in
dem er vehement Einspruch gegen eine Allein­
herrschaft der Sozialdemokratie erhob und die ver­
antwortliche Beteiligung des liberalen Bürgertums
an der zukünftigen Neugestaltung einforderte. Die
Entscheidung für einen liberalen Verfassungsent­
wurf und die umgehende Berufung Preuß’ - dessen
demokratische Gesinnung außerhalb jeden Zwei­
fels stand, dessen antisozialistische Grundhaltung
aber auch hervorragend dazu geeignet war, in
weiten Kreisen des Bürgertums Vertrauen zu 
schaffen - war eine der wesentlichsten verfassungs­
politischen Weichenstellungen vor dem Zusam­
mentritt der Nationalversammlung.

Innerhalb weniger Tage hatte Preuß, der sich da­
bei auf seine eigenen Vorarbeiten aus dem Jahre
1917 stützen konnte, die Grundzüge eines Verfas­
sungsentwurfs ausgearbeitet, der in einer vertrau­
lichen Zusammenkunft vom 9. bis 12. Dezember
1918 mit Vertretern der Reichsämter und hinzu­
gezogenen Sachverständigen - darunter Max We­
ber - besprochen wurde. Das Ergebnis dieser Be­
ratungen wurde von Preuß erneut überarbeitet
und, gemeinsam mit einer von ihm verfaßten
Denkschrift, als „Entwurf der künftigen Reichs­
verfassung (Allgemeiner Teil)“ am 11. Januar 1919
den Volksbeauftragten übersandt. Dieser zunächst
geheimgehaltene, 68 Paragraphen umfassende
Vorentwurf gliederte sich in die drei Abschnitte
„Das Reich und die deutschen Freistaaten“, „Der
Reichstag“ und „Der Reichspräsident und die 
Reichsregierung“. Er konstituierte das Deutsche
Reich als parlamentarische Demokratie und stellte
dem Reichstag einen Reichspräsidenten mit einer
starken, eigenständigen Gewalt gegenüber. Als
Grundrechte wurden neben der Glaubens- und
Gewissensfreiheit nur die Gleichheit vor dem Ge­
setz und der Schutz nationaler Minderheiten for­
muliert, da Preuß fürchtete, daß eine zeitraubende
Grundrechtsdebatte - wie damals in der Frankfur­
ter Paulskirche - den zügigen Abschluß des Ver­
fassungswerkes gefährden würde.

Entscheidend war jedoch die vorgesehene voll­
kommene Umgestaltung der bisherigen föderati­
ven Ordnung: Ausgehend von der Idee des Ein­
heitsstaates sah der Entwurf eine Neugliederung
des Reichs in 16 annähernd gleich große und je­
weils etwa zwei Millionen Einwohner umfassende
Gebiete vor.

9 Berliner Tageblatt vom 14.11. 1918.

Am 14. Januar 1919 beriet der Rat der Volks­
beauftragten über den Entwurf und veränderte
ihn besonders in zwei Punkten: Zum einen
wurden die zwingenden Neugliederungsvor­
schriften durch allgemeinere Formulierungen er­
setzt, zum anderen verlangte Friedrich Ebert
eine detailliertere Grundrechtskodifizierung,
eine „scharfe, ins Auge fallende Betonung ge­
wisser demokratischer Gesichtspunkte: persön­
liche Freiheit..., Pressefreiheit, Versammlungs­
freiheit, Koalitionsfreiheit usw.“ .10 Diesen Be­
denken trug Preuß in einem revidierten Ent­
wurf Rechnung, der dann am 20. Januar 1919,
einen Tag nach den Wahlen zur Nationalver­
sammlung, zusammen mit der Denkschrift ver­
öffentlicht wurde. Allerdings blieb auch dieser
zweite Entwurf Fragment, da die Bestimmun­
gen über die künftige Wehrverfassung, das Ver­
kehrs-, Zoll- und Handelswesen, die Reichs­
finanzen und die Rechtspflege ebenso fehlten
wie Übergangs- und Schlußbestimmungen.

Der Verfassungsentwurf führte zu heftigen Prote­
sten der Einzelstaaten, denen es gelang, auf einer
eilig einberufenen „Staatenkonferenz“ Ende Ja­
nuar 1919 die Berücksichtigung ihrer Interessen in
der Reichsverfassung durchzusetzen. Obwohl so­
wohl Preuß als auch die Volksbeauftragten ener­
gisch jedem Versuch entgegentraten, die Natio­
nalversammlung in ihrer Souveränität einzu­
schränken, konnten sie die Bildung einer Länder­
kommission nicht verhindern, die zusammen mit
Vertretern des RMI über die Reichsverfassung
vom 26. bis 30. Januar und vom 5. bis 8. Februar
1919 beriet. Unter Führung Bayerns und Preu­
ßens errang hier der Föderalismus einen wichtigen
Sieg: Neben der Aufrechterhaltung der bundes­
staatlichen Staatsstruktur und der Wahrung tradi­
tioneller Reservatrechte wurde die Einführung
eines „Reichsrats“ als Vertretung der Länder­
regierungen beim Reich beschlossen. Aufgrund
des § 32 des „Gesetzes über die vorläufige Reichs­
gewalt“ wurde der veränderte Entwurf als erster
Verfassungsentwurf der Reichsregierung dem
„Staatenausschuß“ vorgelegt, der ihn in zwei Le­
sungen vom 18. bis 21. Februar 1919 behandelte.
Erst nach diesen Beratungen konnte die Regie­
rung den Verfassungsentwurf der Nationalver­
sammlung zur Beschlußfassung vorlegen, wobei
abweichende Vorschläge der Ländervertreter -
wie in der Frage der Gebietsveränderungen von
Gliedstaaten oder der Stimmenverteilung im zu­
künftigen Reichsrat - dem Entwurf als Fußnoten
beigefügt waren.

10 Susanne Miller/Heinrich Potthoff (Bearb.), Die Regie­
rung der Volksbeauftragten, Bd. 2, Düsseldorf 1969, S. 240;
der Entwurf ist abgedruckt, in: ebd., S. 249-266.



II. Die Verfassungsberatungen
in der Nationalversammlung

Die zweite deutsche Nationalversammlung, am 
6. Februar 1919 in der thüringischen Residenzstadt
Weimar eröffnet, wohin sie auf Wunsch der
Reichsregierung - entgegen dem Widerstand von 
Preuß - angesichts der Berliner Januar-Unruhen
verlegt worden war, um sie dem Druck von Mas­
sendemonstrationen zu entziehen ,11 war kein revo­
lutionäres Gremium. Im Gegenteil - sie sollte die
Revolution beenden und zu geordneten staats­
rechtlichen Zuständen zurückkehren, sollte, wie
Emst Troeltsch es treffend formulierte, der „neue
Bismarck“ sein, geleitet von der historischen Auf­
gabe, die Demokratie „nicht von außen her, son­
dern von innen heraus aus dem Volkswillen
selbst“12 zu schaffen. Die Abgeordneten begannen
mit der Verfassungsarbeit jedoch erst, nachdem
mit dem „Gesetz über die vorläufige Reichs­
gewalt“, das am 10. Februar 1919 verabschiedet
wurde und Reichstag, Reichspräsident, Reichs­
ministerien und Reichsrat konstituierte, die verfas­
sungsrechtlichen Fundamente des neuen Staats­
baus gelegt waren. Obwohl Hugo Preuß bei der
Begründung des Verfassungsentwurfs heraus­
stellte, daß „noch niemals in der deutschen Ge­
schichte ... ein Parlament tatsächlich und rechtlich
so unbeschränkte Macht“13 besessen habe, konnte
dies nicht darüber hinwegtäuschen, daß die organi­
satorische Grundstruktur der Republik somit be­
reits vorgezeichnet war.

Nach der ersten Lesung im Plenum (24. Februar
bis 4. März) wurde der Entwurf an einen 28köpfi-
gen Ausschuß (22 Koalitions- und sechs Opposi­
tionsmitglieder) unter dem Vorsitz von Conrad
Haußmann verwiesen. Dieser Verfassungsaus­
schuß begann mit seinen Beratungen am 4. März
und tagte mit Unterbrechungen bis zum 18. Juni.
Das Ergebnis seiner nichtöffentlichen Beratungen
diskutierte die Nationalversammlung vom 3. bis
22. Juli in zweiter und vom 29. bis 31. Juli in dritter
Lesung. Mit 262 Stimmen der Mehrheitssozialde­
mokraten, der Deutschen Demokratischen Partei
und des Zentrums wurde die Verfassung gegen 75
Stimmen der Deutschnationalen Volkspartei, der
Deutschen Volkspartei, des Bayerischen Bauern­
bundes und der Unabhängigen Sozialdemokraten
am 31. Juli verabschiedet. Sie trat, nachdem

11 Zu Situation und Arbeitsbedingungen der Abgeordne­
ten in Weimar siehe Ludwig Richter, Verfassungsgebung im
Theatersaal. Weimar und die Nationalversammlung 1919, in:
Geschichte in Wissenschaft und Unterricht, 45 (1994).
12 Emst Troeltsch, Spektator-Briefe, hrsg. v. Hans Baron,
Tübingen 1924, S. 34.
13 E. Heilfron (Anm. 1), Bd. 2, S. 55.

Reichspräsident Friedrich Ebert sie am 11. Au­
gust unterzeichnet hatte, mit ihrer Verkündung im
Reichsgesetzblatt am A14 ugust 1919 in Kraft.

III. Die Weimarer Reichsverfassung:
Inhalt, Belastungen, Chancen

Die Weimarer Verfassung gliedert sich in zwei
Hauptteile: „Aufbau und Aufgaben des Reichs“
(Art. 1-108) und „Grundrechte und Grundpflich­
ten der Deutschen“ (Art. 109-165); die übrigen 16
Artikel enthalten Übergangs- und Schlußvorschrif­
ten. Mit dieser Zweiteilung folgte die Nationalver­
sammlung einer europäischen Tradition, wenn 
auch die Grundrechte in der Regel den staatsorga­
nisatorischen Bestimmungen vorangestellt wurden
- wie dies auch zunächst vom Verfassungsausschuß
vorgesehen war. Mit einer Änderung dieser Syste­
matik in der zweiten Ausschußlesung folgten die 
Abgeordneten einer Anregung von Hugo Preuß;
auch sein Fraktionskollege, der Kasseler Oberbür­
germeister Erich Koch-Weser, betonte: „Erst muß
doch ein Staat da sein, ehe die Grundrechte ge­
schützt werden können.“14

Bereits die Präambel signalisiert den Anbruch
einer neuen Epoche: Schlossen die deutschen Dy­
nastien in der Reichsverfassung von 1871 einen
„ewigen Bund“, so konstituierte die Weimarer
Verfassung das Reich als parlamentarische Repu­
blik: „Das deutsche Volk, einig in seinen Stämmen
und von dem Willen beseelt, sein Reich in Freiheit
und Gerechtigkeit zu erneuern und zu festigen,
dem inneren und dem äußeren Frieden zu dienen
und den gesellschaftlichen Fortschritt zu fördern,
hat sich diese Verfassung gegeben.“

Neben dem Bekenntnis zur Volkssouveränität -
mit der Erwähnung des „deutschen Volkes“ als
Subjekt der Verfassung ein Meilenstein der deut­
schen Verfassungsgeschichte - beinhaltet die 
Präambel mit ihrem Bekenntnis zur national­
staatlichen Einheit, zur inneren Freiheit und
zur sozialen Gerechtigkeit bereits die leitenden
Grundgedanken des Werkes von Weimar. Die 
Volkssouveränität als das tragende Fundament des 
ganzen Rechtsgebäudes der Verfassung erteilte
der jahrhundertelangen monarchischen Tradition
eine Absage: Nach Art. 1 war der Souverän jetzt
das Volk, die Gesamtheit der über 20 Jahre alten
Männer und Frauen. Die beiden Eckpfeiler des 
Verfassungssystems waren durch Wahl Beauf­
tragte des Volkes: Reichstag und Reichspräsident.

14 Bericht und Protokolle des Achten Ausschusses über
den Entwurf einer Verfassung des Deutschen Reiches, Berlin
1920, S. 370.



1. Reichstag und Reichspräsident

Zentrales Verfassungsorgan und wichtigstes Instru­
ment der Repräsentation des Volkswillens war der
auf vier Jahre nach den Grundsätzen des Verhält­
niswahlrechts gewählte Reichstag (Art. 20-40) als
„Träger der Souveränität, die beim Volke ruht“ ,15

wobei sowohl die republikanische Staatsform als
auch das parlamentarische Regierungssystem den
Ländern zwingend vorgeschrieben waren (Art.
Di
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e kollegial organisierte Reichsregierung bedurfte
zu ihrer Amtsführung des Vertrauens des Reichs­
tages (Art. 54); dieser übte die Gesetzgebung für
das Reich und die Kontrolle der Exekutive aus.
Demgegenüber verfügte der Reichsrat als das föde­
rative Organ des Reiches bei der Reichsgesetzge­
bung nur noch über ein suspensives Veto (Art. 74).
Er vermochte lediglich Abänderungsvorschläge vor­
zubringen (Art. 69) und konnte bei einem etwaigen
Einspruch gegen ein vom Reichstag beschlossenes
Gesetz mit Zweidrittelmehrheit überstimmt werden.

Neben den Reichstag stellt die Verfassung den vom
Volk gewählten Reichspräsidenten, dessen um­
fangreiche Vollmachten dem bis weit in die Reihen
der Linksparteien hinein befürchteten „Parla­
mentsabsolutismus“ durch die Schaffung einer
„starken Kontrollgewalt“16 Vorbeugen sollten. Auf­
grund der Direktwahl durch das Volk (Art. 41) und
seiner Amtszeit von sieben Jahren mit der Möglich­
keit unbeschränkter Wiederwahl (Art. 43) war er
unabhängig von der Parlamentsmehrheit. Zudem
erhielt er - neben den rein repräsentativen
Aufgaben eines Staatsoberhaupts - eine äußerst
einflußreiche Position durch die ihm übertragenen
Exekutivbefugnisse: Er berief und entließ die 
Reichsregierung (Art. 53) ebenso wie die Reichs­
beamten und Offiziere (Art. 46); daneben konnte
er durch die Anordnung eines Volksentscheids in
das Gesetzgebungsverfahren eingreifen (Art. 73)
und den Reichstag - wenn auch nur einmal aus dem
gleichen Anlaß - auflösen. Er übte den militäri­
schen Oberbefehl über die Wehrmacht aus 
(Art. 47) und vertrat das Reich nach außen
(Art. 45). Schließlich verfügte er mit dem Art. 48 -
dessen potentielle Tragweite von der Mehrheit der
Nationalversammlung weit unterschätzt wurde -
über das Institut des Ausnahmerechts, was es ihm 
ermöglichte, bei einer erheblichen Störung der
öffentlichen Sicherheit und Ordnung die zu ihrer
Wiederherstellung nötigen Maßnahmen zu treffen,
bestimmte Grundrechte außer Kraft zu setzen, Not­
verordnungen mit Gesetzeskraft zu erlassen und
mit militärischer Gewalt einzugreifen.

15 So Conrad Haußmann, in: E. Heilfron (Anm. 1), Bd. 3,
S. 538.
16 So der DDP-Abgeordnete und Referent über den ent­
sprechenden Abschnitt im Verfassungsausschuß, Bruno Ab­
laß, in: Bericht (Anm. 14), S. 232.

Sowohl die Konstruktion als auch die Ausstattung
des Amtes mit so weitreichenden Befugnissen ver­
deutlicht plastisch die Zielsetzung der Nationalver­
sammlung, in der Person des Reichspräsidenten
eine vom Parlament möglichst unabhängige In­
stanz zu schaffen. Nach der Auffassung des sozial­
demokratischen Verfassungsexperten Max Quarck
fand die angestrebte Balance der obersten Regie­
rungsorgane ihren klarsten Ausdruck in den Arti­
keln 25 und 43: Der Befugnis des Präsidenten, den
Reichstag aufzulösen, stehe als Korrelat die Mög­
lichkeit gegenüber, den Präsidenten auf Antrag
des Reichstags durch Volksabstimmung abzuset­
zen17. Zudem knüpfte sich an diesen Gleichge­
wichtsgedanken die Hoffnung, daß der Reichsprä­
sident als parteipolitisch neutrale Institution eine
integrierende Funktion ausüben würde, wobei be­
sonders Hugo Preuß, der zu Beginn der Beratun­
gen sogar für eine zehnjährige Amtsdauer plädiert
hatte, in einem starken Präsidenten den elementa­
ren Garanten für eine kontinuierliche Entwicklung
des demokratischen Staatslebens sah.

Neben der Volkswahl des Reichspräsidenten ge­
langten - vor allem auf Drängen der Linkspar­
teien - mit der Möglichkeit von Volksbegehren und
Volksentscheid (Art. 73 f.) zum ersten Mal Formen
der direkten Demokratie in die Verfassung eines
modernen Großstaates. Während Preuß eine Aus­
dehnung des Referendums für unzweckmäßig hielt
und davor warnte, das parlamentarische System
unter das „Damoklesschwert der direkten Demo­
kratie“18 zu stellen, galt der großen Mehrheit der
Nationalversammlung das Referendum als funda­
mentales Ventil für das Mißtrauen bzw. die Skep­
sis gegenüber der repräsentativen Demokratie.

2. Reich und Länder

Die Weimarer Verfassung entschied sich hinsicht­
lich der föderativen Ordnung für eine bundesstaat­
liche Lösung mit stark unitaristischen Zügen. Das
Verhältnis zwischen dem Reich und den Einzel­
staaten, die nach einem Vorschlag des DDP-Abge­
ordneten Erich Koch-Weser nicht mehr als „Staa­
ten“, sondern nur noch als „Länder“ bezeichnet
wurden, in deren Existenz sogar durch verfas­
sungsänderndes Reichsgesetz eingegriffen werden
konnte ,19 erfuhr einen grundsätzlichen Wandel. Im
Gegensatz zum Kaiserreich wurde der Föderalis­
mus von einem staatsgründenden Prinzip zu einem
bloßen Strukturprinzip innerstaatlicher Ordnung.
Diese Verschiebung der Kompetenzverhältnisse
zeigt sich nicht nur deutlich im Wandel vom Bun­
desrat - als eigentlichem Souverän des Kaiser-

17 Vgl. E. Heilfron (Anm. 1), Bd. 4, S. 63.
18 Zit. in Bericht (Anm. 14), S. 309.
19 Vgl. ebd.,S.25.



reichs - zum Reichsrat, sondern auch in der Vertei­
lung der Aufgaben zwischen Reich und Ländern,
die von einer weitgehenden Verlagerung zugun­
sten des Reichs (Art. 6-12) gekennzeichnet war.

Insofern wirkte die Nationalversammlung hier
konservativ und progressiv zugleich. Sie erhielt die
Reichseinheit und den bundesstaatlichen Charak­
ter des Reichs, entsprach jedoch zugleich der zu­
künftigen Notwendigkeit, die staatlichen Macht­
kompetenzen zu erweitern. Während die früheren
Reservatrechte, die die Bismarcksche Reichsver­
fassung den süddeutschen Ländern gewährt hatte,
aufgehoben wurden, erhielt das Reich weitge­
hende Gesetzgebungskompetenzen, so auf dem 
Gebiet des Heerwesens, des Verkehrs und der Fi­
nanzen. Zudem war das Reich nach Art. 14 zur
Ausdehnung der Reichsverwaltung durch einfa­
ches Reichsgesetz ermächtigt.

Eine der einschneidendsten Änderungen im Ver­
hältnis zwischen Reich und Ländern bedeutete die
Erzbergersche Reichsfinanzreform von 1920, die
neben der Einführung einer reichsgesetzlich gere­
gelten allgemeinen Abgabenordnung auch eine
einheitliche Reichsfinanzverwaltung vorsah. Wich­
tigste Grundlage für diese völlige Neuordnung des 
Steuersystems durch eine richtungweisende Kon­
struktion des Aufbaues der Reichs- und Staats­
finanzen war die Reichsverfassung, indem sie in
Art. 11 die Zuständigkeit des Reichs auf dem Ge­
biet der Steuergesetzgebung festlegte, die früheren
Matrikularbeiträge beseitigte und so das Reich als
den „großen Steuer-Souverän der Zukunft“20 kon­
stituierte.

3. Die Grundrechte

Neben dem institutionell-organisatorischen Teil
der Reichsverfassung gewann im Verlauf der Bera­
tungen des Verfassungsausschusses der Grund­
rechtsteil - nach einem Antrag des Sozialdemokra­
ten Simon Katzenstein mit „Grundrechte und
Grundpflichten der Deutschen“ überschrieben -
eine immer größere Bedeutung. Obwohl Hugo
Preuß sich aus Furcht vor einer Verzögerung der
Verhandlungen hier sehr reserviert verhielt - so
beantwortete er in der zweiten Lesung im Plenum
die Frage, ob er sich zur Vaterschaft der vorliegen­
den Grundrechte bekenne, mit einem „lauten und
vernehmlichen Nein“21 -, kam es über den zweiten
Hauptteil der Verfassung zu langen und engagier­
ten Debatten. Die schließlich verabschiedeten fünf
Abschnitte mit ihren 56 Artikeln (1. Die Einzel­
person, Art. 109-118; 2. Das Gemeinschafts­
leben, Art. 119-134; 3. Religion und Religions-

20 So Matthias Erzberger, in: E. Heilfron (Anm. 1), Bd. 4,
S. 158.
21 Ebd., S.289.

gesellschaften, Art. 135-141; 4. Bildung und
Schule, Art. 142-150; 5. Das Wirtschaftsleben,
Art. 151-165) übernahmen nicht nur die traditio­
nellen liberalen Freiheitsrechte wie Freiheit der
Person und des Eigentums, Presse-, Vereins- und
Versammlungsfreiheit. Auf die Arbeit des Verfas­
sungsausschusses - hier besonders Friedrich Nau­
manns (DDP) und Konrad Beyerles (Zentrum) -
geht es zurück, daß die Weimarer Reichsverfas­
sung bestrebt war, eine neue, richtungweisende,
den Bedürfnissen der sich verändernden Gesell­
schaftsordnung entgegenkommende Sozialord­
nung zumindest in den Grundzügen sicherzustellen
und in den Grundrechten zu verankern.

Im Mittelpunkt der Auseinandersetzungen stan­
den jedoch nicht die „klassischen Grundrechte“,
die - wie es der DVP-Abgeordnete Wilhelm Kahl 
formulierte - „das Freiheitsverhältnis des einzel­
nen zur Staatsgewalt festlegen“ ,22 sondern die Kul­
tur- und die Wirtschaftsordnung. Besonders in die­
sen Bereichen ließ sich ein allgemeines Andrängen
der verschiedenen gesellschaftlichen und politi­
schen Gruppen erkennen, die ihre spezifischen 
Forderungen in die Form von Grundrechten zu
kleiden suchten, um sie unter den erhöhten Schutz 
der Verfassung zu stellen.

Auf kulturellem Gebiet waren vor allem die Arti­
kel zu Kirche und Schule umstritten; aufgrund ih­
rer weltanschaulichen Gegensätze fiel es den bei­
den Koalitionspartnern Zentrum und SPD hier be­
sonders schwer, zu einem annehmbaren Ausgleich 
zu gelangen. Hinsichtlich des Verhältnisses von
Staat und Kirche einigte man sich schließlich auf
einen Kompromiß, dessen Kernpunkte neben der
religiös-weltanschaulichen Neutralität des Staates
in der Absage an das Staatskirchentum einerseits
und der Aufrechterhaltung des Status einer Kör­
perschaft des öffentlichen Rechts für die Kirche
andererseits bestanden (Art. 137) - wobei diese
unverändert in das Grundgesetz übernommene
Übereinkunft den Kirchen vor allem das Recht der
Steuererhebung sicherte.

Auf dem Gebiet des Bildungswesens überantwor­
tete die Verfassung dem Reich das Recht zur
Grundsatzgesetzgebung (Art. 10, Ziffer2). Erst
nach langwierigen Auseinandersetzungen konnten
sich die Koalitionsparteien auf den „Weimarer
Schulkompromiß“ einigen, der in seinem Kern die
Simultanschule als Regelschule festschrieb, bis
zum Erlaß eines Reichsschulgesetzes aber sowohl 
Bekenntnis- als auch bekenntnisfreie Schulen auf
Antrag der Erziehungsberechtigten zuließ.

Auch im Bereich der Wirtschaftsordnung kam es
zu einem Kompromiß. Zum einen verpflichtete die

22 Bericht (Anm. 14), S. 185.



Verfassung den Staat zur Förderung eines selbstän­
digen Mittelstandes (Art. 151), sicherte die Ver­
tragsfreiheit im Wirtschaftsverkehr (Art. 152) und
garantierte das Eigentum (Art. 153); zum anderen
aber wurde der Art. 153 durch den Gedanken der
Sozialpflicht und das Recht des Staates, Enteignun­
gen gegen angemessene Entschädigung vorzuneh­
men, eingeschränkt. Durch die Verankerung der
Arbeiterräte in der Verfassung (Art. 165) - nicht als
politisches Prinzip, sondern unter dem Aspekt der
betrieblichen Mitbestimmung - war der erste
Schritt hin zu einer Wirtschaftsdemokratie getan:
Grundsätzlich sollte der neue Staat vom Gedanken
der Marktwirtschaft mit den Gewerkschaften als
gleichberechtigten Tarifpartnern geprägt sein.

IV. Ausblick und Würdigung

In den „Gemeinbesitz der Nation“ überzugehen,
wie dies der Jurist und Abgeordnete der Bayeri­
schen Volkspartei (BVP) Konrad Beyerle hoffte ,23

ist der Weimarer Reichsverfassung nicht gelungen.
In der Nationalversammlung existierte keine vor­
herrschende, den verschiedenen Parteien gemein­
same politisch-soziale Ordnungsidee, die Ausdruck
eines bestehenden Konsenses gewesen wäre. Kei­
nem der Koalitionspartner war es gelungen, seine
Vorstellungen vollständig durchzusetzen, vielmehr
hatten SPD, DDP und Zentrum sich damit begnü­
gen müssen, die ihnen wichtigsten Grundsätze sp
weit zu realisieren, wie es - zumal in Anbetracht der
gespannten innen- und außenpolitischen Lage des 
Frühjahrs und Sommers 1919 - die bestehende par­
lamentarische Konstellation zuließ. Das Ergebnis
bildete eine Diagonale der vorhandenen divergie­
renden Gruppeninteressen und der ihnen jeweils
zugrunde liegenden politisch-weltanschaulichen
Wertesysteme.

Nach Entstehung und Inhalt war die Weimarer
Reichsverfassung ein Gebilde zahlreicher Kompro­
misse. Wer ihr dies vorwirft, greift jedoch zu kurz:
Aufgrund der Heterogenität der gesellschaftlichen
Kräfte sind in jedem Verfassungswerk Konzessio­
nen der beteiligten Parteien unvermeidlich. Zu
Recht hat Ernst Friesenhahn darauf hingewiesen,
daß der Kompromiß zu den Grundlagen der Demo­
kratie gehöre, und herausgestellt: „Wer der Weima­
rer Reichsverfassung ihren Kompromißcharakter
ankreidet, negiert bereits das demokratische Prinzip 
au fond.“24 Entscheidend ist in diesem Zusammen­

23 Bundesarchiv, Abteilung Potsdam, Manuskript „Die
Reichsverfassung“, Nachlaß Beyerle 60, S.325.
24 Ernst Friesenhahn, Zur Legitimation und zum Scheitern
der Weimarer Reichsverfassung, in: Karl-Dietrich Erdmann/
Hagen Schulze (Hrsg.), Weimar: Selbstpreisgabe einer De­
mokratie, Düsseldorf 1980, S. 82.

hang vielmehr, daß die getroffenen Vereinbarun­
gen vorwärtsgerichtet waren und weder die fort­
schreitende Entfaltung der Verfassung noch ihre
zukünftige Entwicklung zu stark behinderten.

Dieses übergeordnete Ziel zeigte sich besonders
deutlich im zweiten Hauptteil der Verfassung, der
durch das Streben gekennzeichnet war, traditio­
nelle Freiheitsrechte mit den Ideen und Idealen
einer sich wendenden Zeit zu verbinden, Werte zu
benennen, die anzuerkennen, in ihrem Bestand zu
sichern und auszugestalten die Verfassung den Ge­
setzgeber verpflichten sollte. Die Grundrechte und
Grundpflichten sollten aber nicht nur die Gesetz­
gebung und Exekutive an bestimmte Sachinhalte
binden, ihnen war noch eine weitere bedeutungs­
volle Aufgabe zugedacht: den Beziehungen des
einzelnen Menschen zur Staatsgewalt, dem Ver­
hältnis von Individuum und Gemeinschaft eine
tragfähige rechtliche Grundlage zu geben und da­
mit für die Staatstheorie und -praxis Ansatzpunkte
zu bieten, aus denen neue Formen staatlicher Ord­
nung wie des Gemeinschaftslebens hätten entwik-
kelt werden können.

Zwar spiegelte der Grundrechtsteil die politische
und soziale Zerklüftung einer modernen Industrie­
gesellschaft wider, er war aber weit mehr als das 
Zeugnis eines verfassungsrechtlichen Eklektizis­
mus. Insofern greift der bereits von Zeitgenossen
vorgebrachte Vorwurf, der Grundrechtsteil der
Weimarer Verfassung sei nichts weiter als eine
„verspätete Renaissance der Welt von 1848“ ,25 zu 
kurz. Es muß anerkannt werden, daß die National­
versammlung sich bemühte, ethische Werte in
Politik und Wirtschaft deutlich herauszustellen:
Gerade der zweite Hauptteil enthielt zahlreiche
Ansätze eines umfassenden Sozialprogramms, das 
durch die Gesetzgebung hätte ausgebaut werden
können. Dagegen berücksichtigten die Abgeord­
neten der Nationalversammlung zu wenig, daß
neben den in der Verfassung festgeschriebenen
Freiheitsrechten als unabdingbares Korrelat eine
Verpflichtung der Allgemeinheit gegenüber fest­
geschrieben werden muß. Letztlich wurzelte diese
auf fatale Weise falsche Vorstellung von der demo­
kratieimmanenten Bewegungsfreiheit in einem zu 
großen Vertrauen darauf, daß sich alle gesell­
schaftlichen Gruppen im Rahmen rechtsstaatlicher
Legalität bewegen würden.

Allerdings wird auch deutlich, daß die Weimarer
Verfassung - in einem weit höheren Maße als die 
Bismarcksche Reichsverfassung - den Charakter
einer theoretischen, grundsätzlichen, nach Perfek­
tion strebenden Lösung trug. Neben den Elemen-

25 Wilhelm Ziegler, Die deutsche Nationalversammlung
1919/20 und ihr Verfassungswerk, Berlin 1932, S. 253.



ten direkter Demokratie wie Volksentscheid und
Volksbegehren zeigt sich dieses Ziel vor allem in
den Bestimmungen, die das Amt des Reichspräsi­
denten, seine Rechte und Pflichten, umreißen. Die
unmittelbare Wahl durch das Volk verlieh seinen
umfassenden Befugnissen eine demokratische Le­
gitimation und machte ihn vom Reichstag unab­
hängig. Zudem war die Verfassung sorgsam darauf
bedacht, ihn als das Haupt der Exekutive mit einer
eigenen starken Autorität auszustatten.

Die kunstvolle Balance von Reichspräsident und
Reichstag und ihrer Zuständigkeiten als tragende
Pfeiler des gesamten Verfassungsbaus war der
eigentlich maßgebliche systematisch-strukturelle
Gedanke der Weimarer Reichsverfassung. Trotz­
dem waren sich weder so kritische Denker wie
Hugo Preuß oder Max Weber noch die Mehrheit
der Nationalversammlung dessen bewußt, welche
Machtmittel dem Reichspräsidenten - besonders
mittels der Parlamentsauflösung und des Ausnah­
mezustandes - in die Hand gegeben wurden. Die
auf dem Gedanken des Gleichgewichts der ober­
sten Staatsorgane basierende Konstruktion, die in
dem Reichspräsidenten eine Art Nothelfer sah,
der in Krisenzeiten, „in der Stunde der Gefahr...
in den Streit der Meinungen mit ernsten Worten
eingreift“ ,26 wog jedoch weit weniger schwer als
die Tatsache, daß die Verfassung keinerlei Vor­
kehrungen enthielt, die den Staat vor regierungs­
unfähigen Parlamentsmehrheiten schützen konn­
ten. Dieses Mißverhältnis erwuchs unmittelbar aus 
der Vorstellung von Aufgabe und Funktion der
Parteien. In ihrer Furcht vor einem Parlaments­
absolutismus übersahen die Abgeordneten die Ge­
fahren, die aus einer übermäßigen politischen
Schwächung des Reichstags erwuchsen. So ver­
kannte die Verfassung die wichtigsten Aufgaben
und Pflichten der Parteien, zur politischen Willens­
bildung beizutragen und den pluralistischen
Charakter einer modernen Gesellschaft zu spie­
geln, was diesen die „Flucht aus der Verantwor­
tung“27 außerordentlich erleichterte. Darüber hin­
aus rechnete sie zu wenig mit der Möglichkeit, daß
auch von der Seite des Reichspräsidenten her die
parlamentarische Demokratie erschüttert werden
könnte.

Die Weimarer Reichsverfassung - konsequent auf
dem demokratischen Mehrheitsprinzip aufgebaut -
war weit elastischer konstruiert als das Bonner
Grundgesetz; dies war zugleich ihre größte Stärke
und ihre größte Schwäche. Alles hing davon ab,
in welchem Geiste sie gehandhabt wurde - ihr

26 So Erich Koch-Weser, in: E. Heilfron (Anm. 1), Bd.2,
S.972.
27 Heinrich August Winkler, Weimar 1918-1933, Mün­
chen 1993, S. 106.

Schicksal wurde weniger von systemimmanenten
Strukturfehlern bestimmt, sondern weit eher durch
das Handeln und Unterlassen jener Männer, die in
der Krise der Republik an den Schalthebeln der
Macht saßen. So ist es problematisch, bei einer
rein technischen Kritik der Verfassung, bei einem
Abwägen ihrer Vorzüge und Mängel stehenzublei­
ben. Es wäre sicherlich zu vordergründig gedacht,
wollte man glauben, daß ein System von Paragra­
phen allein aufgrund seiner Existenz die Fähigkeit
besessen hätte, die politische Wirklichkeit voll­
kommen zu dirigieren.

Jedes Grundgesetz eines Staates erhält seinen Cha­
rakter nicht allein aus den einzelnen Verfassungs­
bestimmungen, sondern auch durch das mensch­
liche Wirken, das diese Bestimmungen erst mit
Leben erfüllt. Das Scheitern der Weimarer Repu­
blik kann nicht in gerader Linie auf die Bestim­
mungen der Weimarer Verfassung zurückgeführt
werden, ebensowenig wie die Stabilität der politi­
schen Verhältnisse in Deutschland eine unmittel­
bare Folge der Normen des Bonner Grundgesetzes
gewesen ist, dem - im Zeichen eines starken wirt­
schaftlichen Aufschwungs und stabiler politischer
Verhältnisse - eine ernste Belastungsprobe bisher
erspart blieb.

Zudem verdient die unter beträchtlichen Schwie­
rigkeiten erbrachte Leistung der Weimarer Verfas­
sungsväter und -mütter größte Hochachtung: die 
Erhaltung der Staatlichkeit des Deutschen Reiches
und die Begründung einer von sozialer Verant­
wortlichkeit geprägten demokratischen Republik.
Die Nationalversammlung hat sich redlich bemüht,
Hindernisse zu vermeiden, die der Entwicklung
einer die Republik als Verfassungsordnung und
politisches System tragenden politischen Kultur
entgegenstanden: Sie rückte die Mitwirkungs- und
Mitverantwortungsbereitschaft aller Bürger in den
Mittelpunkt, aus der heraus jedes Staatswesen lebt
und die für seine Existenz unerläßlich ist. Insofern
hatte sie beispielhaft die Aufgabe gelöst, die Hugo
Preuß an die Verfassung gestellt hatte: „Keiner
Verfassung ist es gegeben, die für ein gedeihliches
Zusammenleben unentbehrliche Solidarität zwi­
schen Volk und Regierung, von Gesamtheit und
Gliedern durch Rechtsbestimmungen zu schaffen;
das ist Sache der Volkserziehung in deren höch­
stem Sinne, der Entwicklung politischer Ge­
sinnung. Aber eine Verfassung kann und soll
Hindernisse vermeiden, die der Entwicklung sol­
cher Solidaritätsgesinnung entgegenstehen und
Einrichtungen schaffen, die diese Entwicklung er­
leichtern.“
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8 Hugo Preuß, Die neue Reichsverfassung, in: Das Neue
Reich, 1 (1919), S. 1.



Manfred Funke

Die Republik der Friedlosigkeit
Äußere und innere Belastungsfaktoren

der Epoche von Weimar 1918-1933

Wehe dem, der nur das Schattendasein der
Gefühle sieht und ihre furchtbare Dynamik vergißt.

Hans von Hentig

Gegenwart als Erfahrungs-Saldo rückt Vergangen­
heit oft unbedacht unter die Maßstäbe unseres
heutigen Wissens. So wird auch unser Weimar-Bild
durch die Erfahrung des Dritten Reiches geprägt.
Die erste deutsche Republik gilt entsprechend als
Vorstadium zur „Machtergreifung“. Wirtschafts­
krise, Parteien-Egoismus, Reparationspolitik, der
Druck von rechts und links, die Dialog-Verarmung
der Tarifpartner, Straßenkämpfe der Parteienmili­
zen, die durch die Massenverzweiflung einge­
schnürten Mittelparteien, Haß- und Hetzpropa­
ganda gegen das Versailler Friedensdiktat sowie
die Faszination der Gegenentwürfe vom autoritä­
ren Organstaat gelten als Gründe für die Selbst­
preisgabe der Republik und ihre Auslieferung an
Hitler.

So richtig ein solcher Deutungsverbund auch ist,
so bleibt er doch zu vervollständigen um die zu­
nächst banal anmutende, aber das Epochenver­
ständnis vertiefende Tatsache, daß sich für die 
Deutschen in der Weimarer Republik selbst die
eigene geistig-politische Ortsbestimmung anders
gestaltete: eben nicht von 1933 her, sondern aus­
gehend von 1918/19.

Für die Zeitgenossen war die Republik nicht Vor­
spiel zu Hitler, sondern Nachkriegszeit, die nicht
vergehen wollte. Zwar schwiegen die Kanonen,
aber es gab keinen Frieden. Wühlende Ruhelosig­
keit, revisionistische Aggressivität, geistige Bruch­
zonen bewiesen, daß mit dem Versailler Vertrag
die Kunst des Friedensschlusses verlorengegangen
war, sich innere an äußerer Belagerung auflud, das
Leiden sich nicht läuterte zur Annahme der Repu­
blik als geistig-politischer Verantwortungsraum
einer Nation, der eine Sturzgeburt vom Obrig­
keitsstaat in schimmernder Wehr hin zur brodeln­
den Moderne zugemutet wurde.

Die neue Freiheit suchte ihre Gestalt zwischen 
Reformen, Revolten und Revolution und machte
nur eines als dauerhaft spürbar: die Ketten der Sie­
ger. Völkerverständigung, Demokratie, kollektive

Sicherheit und nationale Selbstbestimmung blie­
ben überlagert von Mißtrauen, Sicherheitsneuro­
sen, Drohgebärden, Erfolgszwängen. Der Versail­
ler Vertrag und seine problematische Umsetzung
machten den Ersten Weltkrieg allgegenwärtig, be­
stimmten ihn zum Handlungshorizont deutscher
Politik und unmittelbarer Empfindung. Die Repu­
blik wurde auf einem Grund errichtet, in dem es
wühlte und strudelte, sich tektonische Verwerfun­
gen aufbauten, die nicht geordnet werden konnten
und zu Faktoren des Scheitems der ersten Repu­
blik gerieten.

I. Äußere Belastungsfaktoren:
der „Schmachfrieden“

Als die Oberste Heeresleitung aufgrund der mate­
riellen Überlegenheit der USA zum Waffenstill­
stand gezwungen war, hoffte man in Berlin auf
einen Frieden gemäß den berühmten 14 Punkten
der Friedensadresse des amerikanischen Präsiden­
ten Wilson. Die Räumung der besetzten Gebiete,
die Abtretung Elsaß-Lothringens, die Zulassung
eines polnischen Staates wurden darin zwar ver­
langt, aber dies in Verbindung mit dem Angebot
eines Rechtsfriedens und internationaler Partner­
schaft. Deutschland betreffend, hieß es unter
Punkt XIV: „Wir wünschen nicht, ihm Unrecht zu 
tun oder seinen rechtmäßigen Einfluß oder seine
Macht zu blockieren... Wir wünschen von ihm
lediglich, daß es den Platz der Gleichheit unter den
Völkern der Welt einnehmen möge - der neuen
Welt, in der wir leben - anstelle des Platzes der
Vorherrschaft.“

Unmißverständlich hatte Wilson allerdings zu ver­
stehen gegeben, daß zur Verhandlung nur die Ver­
treter des deutschen Volkes willkommen seien,
nicht die „Militärpartei und die Männer, deren
Glaube die imperiale Macht ist“ .1 Am 23. Oktober
1918 war Wilson noch deutlicher geworden. In die-

1 Zit. nach Heinz Hürten, Die Epoche der Nationalstaaten
und der Erste Weltkrieg, Stuttgart 1981, S. 200 ff.



ser Note hieß es, daß Deutschland nicht verhan­
deln könne, sondern sich zu ergeben hätte, wenn
man mit den deutschen Militärs und monarchisch
gesinnten Aristokraten konferieren müsse. Die
Reaktion in Deutschland steigerte sich zum Glau­
ben, einen guten Frieden zu bekommen, wenn der
Kaiser abdanken würde, was tatsächlich am 9. No­
vember (offiziell erst am 28. November) geschah.

An diesem Tag rief Philipp Scheidemann (SPD)
ohne Absprache mit dem deswegen empörten
Friedrich Ebert die Republik aus, der auf der Basis
der Verfassung vom 28. Oktober eine um die Bür­
gerlichen erweiterte Koalitionsregierung unter
Führung der SPD anstrebte. Am selben Tag ver­
kündete aber auch der linksradikale Karl Lieb­
knecht in Berlin „die freie sozialistische Republik“
als Ausgangspunkt einer proletarischen Revolu­
tion. Daß zur Niederschlagung des öffentlichen
Aufruhrs Ebert mit General Groener paktierte,
um mit Soldaten gegen die Aufständischen verge­
hen zu können, zerriß die ohnehin schon ange­
spannte Solidarität von Sozialdemokraten, Soziali­
sten und Spartakisten. Auf der Rechten sorgten
bald Ludendorff und Hindenburg für Zwietracht
im Volk durch ihre Verbreitung der „Dolchstoß“-
These, wonach die „Heimatfront“ mangels Solida­
rität und Opfergeist mit Streiks und Friedens­
forderungen die militärischen Kräfte in ihrem
Rückraum ausgelaugt hätte. In Wirklichkeit war
für den Kriegsausgang Amerika „die kriegsent­
scheidende Macht“, wie Ludendorff selber zuvor
zugegeben hatte .2

Mit der Abdankung Wilhelms II., seiner Über­
wechslung ins Exil nach Holland und der Über­
nahme der Konkursmasse durch Ebert und andere
Repräsentanten der Volksparteien glaubte man
den Weg frei für einen Frieden im Geiste Wilsons. 
Was Deutschland, unfähig zur Wiederaufnahme
des militärischen Kampfes, dann allerdings unter­
zeichnen mußte, veranlaßte Wilson selbst zu der
Bemerkung: „If I were a German I think I should 
never sign it.“ Denn der Diktatfrieden „begrub
alte, ungeheilte Konflikte unter der dünnen Decke
neuer, spannungserzeugender Forderungen. Die
Demokratie führte den Polizeistaat in die Welt­
politik ein.“3 Frankreichs Recht auf Rache,
Revanche, Wiedergutmachung und Sicherheit vor
Deutschland vollzog sich in einem faktisch unbe­
fristeten Kontrollanspruch gegenüber der Reichs­
souveränität in territorialer, ökonomischer, wäh­
rungspolitischer und völkerrechtlicher Hinsicht.
Führende Politiker Frankreichs glaubten, sich am

2 Vgl. Erich Ludendorff, Meine Kriegserinnerungen
1914-1918, Berlin 1919, S. 514.
3 Hans von Hentig, Der Friedensschluß. Geist und Technik
einer verlorenen Kunst, Stuttgart 1952, S. 299,

besten der Wählergunst versichern zu können, in­
dem man Deutschland wie eine Kuh behandelte,
die bei knappstem Futter beste Milch (Reparatio­
nen) liefern sollte.

Eine solche Politik wurde in Deutschland als ver­
deckte Fortsetzung des Krieges mit anderen Mit­
teln empfunden, gesteigert durch die Schmach der
Wehrlosigkeit gegenüber einem Sieger, der seinen
Triumph über das Reich letztlich dem Kriegsein­
tritt Amerikas zu verdanken hatte. Die Verbitte­
rung fraß sich dabei um so tiefer ins deutsche Ge­
müt, als Amerika sich von Europa politisch zu­
rückzog und infolgedessen auch in gewisser Weise 
ebenfalls England, so daß im deutsch-französi­
schen Konfliktfeld Washington als erhoffter pro­
deutscher Moderator gegenüber Paris weitestge­
hend ausfiel.

Der Versailler Vertrag zwang Deutschland die Ab­
tretung von 70579 km2 mit 6,475 Mio. Einwohnern
ebenso auf wie die Zerschneidung Ostpreußens
durch den polnischen Korridor und die Internatio­
nalisierung seiner großen Ströme. Dem deutschen
kulturimperialen Selbstverständnis versetzte es
einen tiefen Stoß, daß entgegen vorvertraglicher
Absprache die Kolonien des Reiches den „fortge­
schrittenen Nationen“ als Mandatsgebiet zuge­
eignet wurden. Um die gewaltigen Sachlieferungen
jederzeit erzwingen zu können, mußte als Bürg­
schaft die Besetzung der Rheinlande mit den Brük-
kenköpfen Köln, Koblenz, Mainz und Kehl hinge­
nommen werden. Am tiefsten traf die Deutschen
die Zuweisung der Alleinschuld am Krieg (die
„Schmachparagraphen“ Art. 227-231), die Re­
duktion der deutschen Militärstärke auf 100000
Mann ohne schweres Gerät, die drastische Ver­
kleinerung der Seestreitkräfte. Das Gros der
Flotte mußte sich bei Scapa Flow internieren las­
sen, wo sie am 21. Juni 1919 von den Besatzungen
selbst versenkt wurde.

Im Westen wurde das Reich mit einer erzwunge­
nen Flankenöffnung zur Disposition Frankreichs
gestellt. Denn weder auf der linken Seite des
Rheins noch in einer 50 km breiten „neutralen
Zone“ auf dem rechten Rheinufer durfte das Reich
Militär stationieren und Festungen unterhalten.
Trotz einer mehrheitlichen Volksabstimmung zu­
gunsten Deutschlands in Oberschlesien wurden
entgegen dem im Versailler Vertrag feierlich pro­
klamierten Selbstbestimmungsrecht die Kreise
Rybnik, Pleß, Kattowitz und Königshütte Polen
zugesprochen.

Zutiefst beschämend empfand man auch Frank­
reichs Forderung nach Auslieferung von 900 Per­
sönlichkeiten, d.h. der sogenannten deutschen
„Kriegsverbrecher“ in Heeresleitung und Staats­
führung einschließlich der Person des Kaisers.



Holland verweigerte dies ebenso wie der in diesem
Punkt geschlossene Widerstand des deutschen
Volkes. Die Mehrheit empfand „Versailles“ als die 
Entmannung des Reiches. Das Friedensdiktat galt
um so tiefer als unverdienter und damit unerträg­
licher Straffrieden, als nach allgemeiner Auffas­
sung die Verantwortung für die Entfesselung des
Krieges 1914 zumindest unter Berlin, Wien, Paris
und St. Petersburg aufteilbar erschien.
Mit dem Zerfall Österreich-Ungarns, so hatte der
deutsche Reichskanzler im Sommer 1914 gefürch­
tet, würde „die slawische Welt einen Sieg von
säkularer Bedeutung erzwingen“ und Deutschland
nur als „östlichen Winken gefügiger Vasall überle­
ben“. Daß andererseits England angesichts des 
deutschen Truppenvormarsches gegen Frankreich
durch Belgien hindurch (Kanalküste in deutscher
Hand!) stillhalten würde, war von vornherein
Selbstbetrug. „Unsere Lage ist schrecklich“, en­
dete deshalb die Analyse von Kurt Riezler - Ver­
trauter und Sekretär des Reichskanzlers Bethmann
Hollweg - auch durchaus folgerichtig, und den­
noch löste sich Berlin nicht aus dem Bann der „alle 
Welt beherrschenden Machtideen“, wurde das 
Reich zum Opfer und Täter einer Staatskunst, die 
nichts anderes mehr vermochte, „als die Verwirk­
lichung ihrer Aspirationen von dem Glück der
Waffen abhängig zu hen“44 S..
Von den innenpolitischen Herausforderungen des
herandrängenden neuen Zeitalters und eines mo­
dernen demokratisch-konstitutionellen Staatsden­
kens her leitete das alte System ein Notwehrrecht
ebenso ab wie aus dem Syndrom antideutscher
Einkreisung und geneideter Weltgeltung. Offensiv
im Selbstultimatum defensiver Verzweiflung,
prägte sich im Bewußtsein der meisten Deutschen
der Krieg als Verteidigungskrieg ein, für dessen
Ausbruch man in Versailles die Alleinschuld zuge­
sprochen bekam. Als Karl Kautsky im Dezember
1919 mit seiner Schrift „Wie der Weltkrieg ent­
stand“ Deutschland die Hauptschuld am Kriegs­
ausbruch anlastete, wies dies der Historiker Martin
Spahn als „blutschänderisch“ zurück.
Innerste Zerrissenheit steigerte sich, bis das Nein
zu Versailles die einzige Klammer zwischen dem
deutschen Volk und seinem neuen Staat darstellte.
Sie bildete sich aus der Ohnmacht, mit welcher
man Frankreichs Protektion in den umstrittenen
Abstimmungsgebieten Schlesiens zugunsten Polens
beobachtete. Sie verstärkte sich aus der Ausliefe­
rung der deutschen Handelsflotte, obwohl das

4 Vgl. zum Kontext des Riezler-Zitats Fritz Stern, Das
Scheitern illiberaler Politik. Studien zur politischen Kultur
Deutschlands im 19. und 20. Jahrhundert, Frankfurt 1974,
S. 120ff.; die übrigen Zitate nach Theobald von Bethmann
Hollweg, Betrachtungen zum Weltkriege, hrsg. von Jost
Dülffer, Essen 1989, S. 111 ff.

Reich 800000 Opfer der Hungerblockaden regi­
strieren mußte. Sie resultierte aus von Frankreich
geförderten und 1923 wiederholten Separations­
bestrebungen in der Pfalz, in Mainz, Wiesbaden
oder Birkenfeld. Sie erwuchs aus, der Drang­
salierung der Bevölkerung im Saarland und in Ost­
bayern durch französische Eingeborenentruppen.
Mit Verweis auf das von Wilson formulierte Selbst­
bestimmungsrecht forderte die österreichische
Nationalversammlung den Anschluß ans Reich
(14. März 1919), ebenso der Landtag von Tirol
(23. September 1919). Paris stellte sich taub.

Obwohl Prinz Max von Baden und sein Nachfolger
im Amt des Reichskanzlers, Friedrich Ebert.
mehrfach den amerikanischen Präsidenten und die 
Öffentlichkeit der USA bedrängten, Deutschlands
Ehre und nationalen Stolz zu achten, blieb es bei
dem aufgezwungenen „Gewaltfrieden“ (so Reichs­
präsident und Reichsregierung am 8. Mai 1919). In
ultimativer Form wurde seine Annahme verlangt,
der Vorbehalt gegen die Zuweisung der Kriegs­
schuld an Deutschland verworfen. Die oktroyierte
Hinnahme des Friedensvertrags im Reichstag mit
237 zu 138, die Ratifikation durch die Nationalver­
sammlung mit 208 zu 115 Stimmen zeigten bereits
die innenpolitische Explosivkraft eines über
Kriegsschuld und Demütigung zutiefst verbitterten
Reiches. Das „Heerlos! Wehrlos! Ehrlos!“ wurde
zur Klage- und Protest-Parole. Während die Repu­
blik im Kampf um eine parlamentarisch-demokra­
tische Neuordnung stand, andererseits mit dem
Ehrhardt-Kapp-Putsch, der Aufsässigkeit der Frei­
korps (Lüttwitz), dem Aufstand in Plauen (Hölz),
mit der Roten Ruhr-Armee und rechtsradikalen
Selbstschutzverbänden fertig werden mußte, be­
wirkte das Fiebrige der öffentlichen Verhältnisse
eine wachsende Verrohung und Verwahrlosung. In
München tobte Hitler gegen das Judentum als die 
„Rassentuberkulose der Völker“. In Preußen sah
sich Kultusminister Haenisch veranlaßt, das Tra­
gen von Hakenkreuz-Abzeichen in den Schulen zu
verbieten (8. November 1920).

II. Sieger-Kontrolle der deutschen
Wirtschaft

Die Situation in den deutschen Ländern im Früh­
jahr 1921 bezeugte, daß der Ausnahmezustand zur
Regel geworden war. Vor allem die Reparations­
politik der Sieger säte Zwietracht unter die Deut­
schen, spaltete ihre Führung in Verweigerer- und
sogenannte Erfüllungspolitiker.

Ohne exakte Bestimmung des von Deutschland zu
erbringenden Reparationsumfangs besetzten fran-



zösische Truppen am 8. März 1921 wegen ausste­
hender Lieferungen Düsseldorf, Duisburg und
Ruhrort. Es war ein Vorgeschmack auf die zu er­
wartenden Sanktionen, wenn Deutschland die am 
27. April in London von der Reparationskommis­
sion festgesetzte Schuldsumme von 132 Milliarden
Goldmark nicht akzeptieren sollte. Entsprechend
hatte die Reichsregierung innerhalb von nur vier
Tagen zu wählen zwischen Annahme der Forde­
rungen oder Besetzung des Ruhrgebiets. Obgleich
das Fehlen jeglicher Alternative die Annahme ge­
bot, entlud sich gegen die „Erfüller“ und die zu­
meist aus dem linken Lager kommenden Befür­
worter einer Verständigung mit dem Westen
höhnische Wut. Die Entente schien ohne Gespür
für die sich aufbauende Protestgewalt in Deutsch­
land und trieb ihre Politik der Nadelstiche und De­
mütigung weiter. Zwanzig Monate nach Kriegs­
ende mußte Deutschland sein Luftschiff LZ 120 an
Italien und LZ 121 („Nordstern“, seit 1919 auf der
Strecke Berlin-Stockholm verkehrend) an Frank­
reich ausliefem. Am 28. März 1922 mußte
Deutschland den Hapag-Dampfer „Bismarck“, das 
damals mit 56551 BRT größte Schiff der Welt, an
England übergeben. Trotz Hunger, Streik und Un­
ruhen leistete das Reich vom Mai 1921 bis April
1922 Reparationen in Höhe von 1,2 Milliarden
Goldmark und für 555 Millionen Sachlieferungen.
Ein Jahr darauf nahm Paris minimale Terminver­
säumnisse bei deutschen Leistungen zum Anlaß
für die Besetzung des Ruhrgebietes, das indu­
strielle Herz Deutschlands. Der passive Wider­
stand des Reiches mußte nach neun Monaten ab­
gebrochen werden, da der Unterhalt von Millionen
Menschen ohne produktive Arbeit nur mit Papier­
geld bezahlt werden konnte, hinter dem bald kein
Gegenwert mehr stand. Vielfacher Exportboykott
der Siegermächte gegen Deutschland, die damit
erschwerte strukturelle Umstellung von Kriegs­
auf Friedenswirtschaft, die politischen Eruptionen
als Ursache und Folge ökonomischer Instabilität
und die wilde Betätigung der Notenpresse (von Ja­
nuar bis Dezember 1921 hatte sich der Umlauf der
Reichsbanknoten bereits um 66,5 auf 104,57 Mil­
liarden vermehrt) führten dann zur Hyperinfla-'
tion, welche die wirtschaftliche Basis breiter
Schichten des Bürgertums vernichtete und die man
- gleichsam als zweite Niederlage - ebenfalls dem
neuen „System“, wie die Weimarer Republik von 
ihren Gegnern verächtlich genannt wurde, in
Rechnung stellte. „Selbst der vierjährige Krieg 
hatte weniger auflösend auf die Moral und das ge­
samte Leben gewirkt, als dieser rasende Wirbel,
der die Menschen täglich von neuem bodenlos

hte.“5

5

5

Karl Löwith, Mein Leben in Deutschland vor und nach
1933. Ein Bericht, Frankfurt/M. 1989, S. 61.

Die Währungssanierung mittels der Rentenmark
und die Annahme des Dawes-Planes über die vor­
läufige Regelung der Reparationsfrage erbrachten
ab 1924 eine ökonomische Scheinblüte, aber keine
Befreiung von der Vormundschaft der Sieger. 
Zwar wurde die Reichsbank von der Reichsregie­
rung unabhängig, aber zur Sicherung der Dawes-
Anleihe und zur Beobachtung der deutschen Lei­
stungsfähigkeit im Reparationsbereich wurde der
Reichsbank ein ausländischer Notenkommissar so­
wie ein Generalrat beigegeben, der zur Hälfte aus 
Ausländern bestand. Sie behielten die Kontrolle
darüber, daß die 40 Prozent Gold- und Devisen­
deckung des Notenumlaufs nicht manipuliert
wurden.

Gemäß dem Dawes-Plan sollte die Jahresleistung
(Annuität) der Reparationen 1925 1 Mrd. Gold­
mark, 1926 1,22 Mrd., 1927 1,5 Mrd., 1928
1,75 Mrd. und ab 1929 1,5 Mrd. Goldmark betra­
gen. Nicht zuletzt aufgrund hoher Importzölle der
westlichen Länder konnten diese Reparationslei­
stungen nicht aus erzielten Außenhandelsüber­
schüssen, sondern mußten aus aufgenommenen
Auslandskrediten mit hohen Zinssätzen, mit de­
nen man das benötigte Geld anlockte, bezahlt
werden. Der entsprechende Passivsaldo bei Han­
dels- und Zahlungsbilanz stellte den kurzfristigen
Wohlstand auf um so schwankenderen Boden, als
durch die „politischen Löhne“ (Gustav Stolper) in
Deutschland selbst ein Lohnkostenniveau erreicht
wurde, das zu einem Schuldnerstaat ganz und gar
nicht paßte .6

Was den Gegnern des Dawes-Plans in Deutschland
Aufwind gab, war der Schwebezustand in der
Frage der Reparationsdauer. Einerseits mußte bei
flacher Konjunktur die Zahlung der Reparations-
Annuitäten in Deutschland besonders schmerzen,
die Klimavergiftung und die Agitation steigern.
Andererseits stand zu befürchten, daß bei guter
deutscher Ertragslage sich der Appetit der Sieger
womöglich steigern und versteigern würde. Als
dann im Juni 1929 - fast elf Jahre nach Kriegs­
ende - mit dem Young-Plan eine deutsche jähr­
liche Zahlung von durchschnittlich zwei Mrd. RM
über 59 Jahre vereinbart wurde, konnte die rechts­
radikale Agitation zwar ein Volksbegehren gegen 
den Young-Plan letztlich nicht durchbringen, aber
es war nicht mehr verwunderlich, daß sich Hitlers
Rebellen-Image im ganzen Reichsgebiet steigerte.
Die Annahme des Young-Plans war der Preis für
die endgültige Räumung des Rheinlands von den
Truppen französischer Faustpfandpolitik Ende

6 Vgl. Rudolf Stucken, Schaffung der Reichsmark. Repara­
tionsregelungen und Ausländsanleihen, Konjunkturen
(1924-1930), in: Währung und Wirtschaft in Deutschland
1876-1975, hrsg. von der Deutschen Bundesbank, Frank­
furt/M. 1976, S. 262ff.



Juni 1930. Die Befreiung von diesem Joch hatte
die radikale Rechte immer von der Reichsregie­
rung gefordert. Als das Ziel erreicht war, wurde es
von den Nazis als wertlos lärt7.7

Die Präsenz der Sieger auf deutschem Boden, die
ökonomische Knebelung durch Reparationen und
antideutsche Importsperren, die Bezahlung deut­
scher Schulden mit von den Gläubigern fortwäh­
rend geliehenem Geld führten zu einer inneren
Frontbildung gegen die jeweilige deutsche Regie­
rung. Aber mit dem pompösen „So nicht!“ ver­
band sich kein realitätsfähiger Gegenvorschlag.
Die Annahme des Versailler Friedensvertrags, die 
Dawes-Regelung, der Young-Plan, der Locarno-
Vertrag wurden bekämpft, ohne wahrhaben zu
wollen, daß nur unter Hinnahme dieser Auflagen
Deutschland die Räumung der besetzten Zonen,
den Rückzug der Interalliierten Militärkommis­
sion erreichen und damit Zeit und Spielraum
zum Wiederaufstieg gewinnen konnte. Mit dem
Locarno-Pakt, der Frankreich eine willkürliche 
kriegerische Intervention verbot (1925), mit der
Aufnahme Deutschlands in den Völkerbund
(1926), vor dem das Reich alle Verfehlungen der
Sieger weltweit zu Gehör bringen konnte, und mit
dem deutsche Gutwilligkeit dokumentierenden
Beitritt zum Kriegsächtungspakt (1928) bildete
sich ein Aufbauklima „als Voraussetzung für die 
Wiedererstarkung Deutschlands“. Um den Wür­
ger vom Hals zu kriegen, so suchte Stresemann
seine Kritiker im eigenen Lager zu beruhigen,
müsse deutsche Politik zunächst darin bestehen,
„zu finassieren und den großen Entscheidungen
auszuweichen“ .8

In solcher behutsamen Optimierung des Zeitfak­
tors zur Wiedergewinnung des internationalen
Vertrauens sah die Rechte Feigheit und fortdau­
ernde Abhängigkeit von „Versailles“. Stresemanns
Eintreten für eine Überwindung der nationalisti­
schen Interessengestaltung durch eine die Zoll­
grenzen sprengende „Weltwirtschaft“ (am 6. Au­
gust 1929 in Den Haag)9 blieb bei den Vertretern
des deutschen Machtstaatsgedankens und des
dumpfen Revisionismus erst recht unbegriffen.
Dieser schien zur einzigen Fluchtchance zu wer­
den, als sich mit der von New York herüber­
schwappenden Weltwirtschaftskrise die Aversio­
nen gegen den „Westen“ und „Amerikanismus“

7 Vgl. Paul Schmidt, Statist auf diplomatischer Bühne
1923-1945. Erlebnisse des Chefdolmetschers im Auswärti­
gen Amt mit den Staatsmännern der Epoche, Bonn 1952,
S. 176; Werner Stephan, Acht Jahrzehnte erlebtes Deutsch­
land. Ein Liberaler in vier Epochen, Düsseldorf 1983, S. 182.
8 Brief Stresemanns an Kronprinz Wilhelm (7.9. 1925), in:
Wolfgang Michalka/Gottfried Niedhart (Hrsg.), Die unge­
liebte Republik. Dokumente zur Innen- und Außenpolitik
1918-1933, München 1981, S. 163f.
9 Vgl. P. Schmidt (Anm. 7), S. 117.

steigerten. Gegen Börsianer, Krämergeist und
Händlertum wurde - wie schon zu Beginn des
Weltkriegs - der Held gesetzt, der nur sich und sei­
nem eigenen Volk vertraut, vaterländische Pflicht­
erfüllung anstelle privaten Gewinnstrebens opfer­
bereit vorlebt.

III. Innenpolitische Belastungsfaktoren

Fühlten sich die französischen Kabinette bemü­
ßigt, durch äußere Erfolge gegen Deutschland ihre
innenpolitischen Positionen zu sichern, so ver­
stärkten sich damit zugleich in Deutschland die 
antiwestlichen Affekte. Man sah sich gefesselt
durch einen äußeren Gegner, dessen Parlamenta­
rismus und häufige Regierungskrisen ebenso
Grund zur Verächtlichmachung gaben wie seine
Riesenschulden bei den Amerikanern, einem Volk
ohne „Tiefe“, das seine Spekulanten- und Broad­
way-Kultur nach Europa transferiere und aus Ber­
lin die Weltmetropole des individualistischen
Lebensgenusses, den Explosionsherd neuer Kunst,
neuer Ideen, neuen Theaters mache. Die bis 1918
führenden Gesellschaftsschichten samt ihrer Eti­
kette wurden zu umschwärmten Ruinen einer be­
sonderen Klientel. Ein neuer Geld- und Kultur-
Adel festigte bei den Vertretern der Welt von
gestern die nationalistischen Ressentiments. Sie
richteten sich indessen nicht allein gegen Paris und
New York, sondern ebenso, ja mit größter Vehe­
menz, gegen Moskau als Sinnzentrum der proleta­
rischen Weltrevolution.

Als im Dezember 1918 Finanzaktionen zwischen
dem russischen Diplomaten Adolf Abramowitsch
Joffe und der USPD (Unabhängigen Sozialdemo­
kratischen Partei Deutschlands) ans Licht kamen,
Joffe daraufhin wegen bolschewistischer Umtriebe
ausgewiesen wurde, verfestigte sich im Meinungs­
klima die Auffassung, mit russischem Geld solle
der „rote Oktober“ in Deutschland wiederholt
werden. Als am 20. Dezember von 85 Delegierten
der Spartakus-Bünde unter Führung Karl Lieb­
knechts, Rosa Luxemburgs und Wilhelm Piecks
die Kommunistische Arbeiterpartei gegründet
wurde, war eine sowjetische Delegation mit Karl
Radek an der Spitze anwesend. Am 17. Januar
1919 protestierte die deutsche Regierung gegen
die Unterstützung der Spartakisten aus Moskau.
Ende November des Jahres trat die USPD
(750000 Mitglieder) der Dritten Internationale
(Moskau) bei.

Während die Schwächung der Republik durch
Aufruhr, Streik, politischen Bandenkrieg und
Hunger (im Juni 1920 wurden im Regierungsbezirk



Düsseldorf 2,5 Pfund Brot pro Kopf wöchentlich
verteilt) die extreme Rechte nach der durchgrei­
fenden Ordnungsdiktatur rufen ließ, sah die ex­
treme Linke die Chance zum revolutionären
Durchbruch. Die Verachtung von Kompromissen
vervielfältigte die Tendenzen zur Polarisierung.
Entsprechend stiegen bei den Reichstagswahlen
am 6. Juni 1920 die Gewinne der Rechts- und
Linksparteien an. Die DVP (Deutsche Volkspar­
tei) ichte 1414 Prozent (1919: 4,4 Prozent), die
DNVP (Deutschnationale Volkspartei). 15,1 Pro­
zent (1919: 7,6 Prozent), die USPD 18 Prozent

10,310 Prozent) und die neue KPD 2 Prozent.
Die SPD rutschte von 37 Prozent auf13 21,6 
Prozent. In der Mitte sackte das Zentrum von 18,8
Prozent (1919) auf 13,6 Prozent. Die DDP (Deut­
sche Demokratische Partei) erhielt 8,4 Prozent
(1919:18,1 Prozent).

Schon jetzt wurde die Auszehrung der politischen
Mitte sichtbar. Fast gleichstark mit der SPD, die 
damals durchaus neben Reform- auch Klassen­
kampfpartei war, profilierte sich die USPD/KPD
als ein sozialistisches Potential zur Machtüber­
nahme, das wiederum den Fanatismus der Rechten
befeuerte. Im Oktober 1923 wollte die KPD von 
Sachsen aus losschlagen, doch die SPD verwei­
gerte ihre Unterstützung. Angesichts der Truppen
unter General Müller waren zudem die Massen
nicht mobilisierbar. Der Plan einer proletarischen
Erhebung mußte fürs erste aufgegeben werden.
Hitler, seit 25. September Führer des Deutschen
Kampfbundes, putschte am 9. November 1923 in
München, scheiterte aber im Grunde an der Unei­
nigkeit seiner rechtsbürgerlichen Komplizen (von 
Kahr, von Lossow und von Seißer) sowie letztlich
an der Undurchsichtigkeit von Seeckts („die
Sphinx“), der ein „Direktoriums“-Kabinett der
Rechten von Ebert forderte, zumindest die Entlas­
sung Stresemanns, aber dann auf die Kraftprobe
mit Ebert und Reichwehrminister Geßler ver­
zichtete10.

Aus Angst vor ihren eigenen Anhängern trat die 
SPD aus der Koalitionsregierung aus, in welcher
ihr für die Bestrebungen von rechts zuviel Wohl­
wollen herrschte. Dies bedeutete für die SPD als
größte Fraktion im Reichstag allerdings die eigene
Verabschiedung von der Regierungsmacht für fünf
Jahre - ein folgenschwerer Chancenverlust für die 
Stabilisierung der Republik. Denn in dieser Zeit
setzte die Agitation von rechts und links gegen die
Republik nicht aus. „Geht man so den Reichstag
von der äußersten Rechten bis zur äußersten Lin-

10 Vgl. zum Putsch-Jahr 1923 Heinrich August Winkler,
Weimar 1918-1933. Die Geschichte der ersten deutschen
Demokratie, München 1993, S. 223ff.; Anton M. Koktanek,
Oswald Spengler in seiner Zeit, München 1968, S. 288.

ken durch, so gewahrt man, wie wenig zuverlässige 
und durch keinerlei »nationale6 oder »revolutio­
näre6 Phraseologie zu verwirrende Kämpfer noch
die Völkerverständigung hat.“11 12Hitler hetzte ge­
gen Stresemanns „wahnsinnige Franzosenpolitik“,
die Deutschlands Machtlosigkeit nur verewige,
und die KPD forderte: „Schart Euch um die Fahne
der Revolution! Kämpft gegen den Glauben an die
bürgerliche Demokratie, ihre Parlamente und
Ausbeuterregierungen!

In
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der Zwischenphase der scheinbaren Prosperität
drangen die Angriffe von rechts und links gegen 
die Republik freilich nicht so peinigend in das Be­
wußtsein13. Erst unter dem Wirbel der Wirtschafts­
krise steigerten sich KPD und NSDAP zu den
stärksten Zentrifugalkräften. Die SPD behauptete
ihre Stellung als numerisch größte Partei bis zur
Reichstagswahl 1930, aber bereits ohne Kraft zur
Gravitation und zu politischer Strukturierung. Be­
kämpft von der KPD als „sozialfaschistischer“
Todfeind, geriet die SPD in die Isolation, als die 
übrigen Mittelparteien zunehmend von rechts auf­
gesaugt wurden und unter ihnen eine trotzhafte
Manie zur politischen Besitzstandswahrung die
Kompromißverachtung zum „selbstmörderischen
Treiben“ (so der preußische Ministerpräsident
Otto Braun) geraten ließ14 *.

IV. Die Auszehrung
der Staatsverantwortung

Die Wende zu den Präsidialkabinetten Brüning,
von Schleicher und von Papen charakterisierte die
„goldenen Zwanziger“ (1924-1928) letztlich als
Übergangsphase, in welcher ein aktiver, geistiger,
streitbarer Demokratieschutz ebensowenig gelang 
wie die Verfassungssicherung mit den Mitteln des

11 Heinrich Ströhe!, Brigade Radek-Erhardt, in: „Das An­
dere Deutschland“. Unabhängige Zeitung für entschiedene
republikanische Politik (4.12. 1926), hrsg. v. Helmut Donat/
Lothar Wieland, Königstein/Ts 1980, S. 107.
12 Illustrierter Beobachter vom 1.10. 1928, in: Hitler. Re­
den, Schriften, Anordnungen, Februar 1925 - Januar 1933,
Bd. III, Teil 1: Juli 1928 - Februar 1929, hrsg. von Bärbel
Dusik und Klaus A. Lankheit unter Mitwirkung von Chri­
stian Hartmann, München 1994, S.291; Ossip K. Flecht­
heim, Die KPD in der Weimarer Republik, Offenbach 1948,
S.273.
13 „Das halbe Jahrzehnt von 1924 bis 1929 war äußerlich
wesentlich ruhiger als das vorausgegangene. In Wirklichkeit
war Deutschlands Lage jedoch kaum erleichtert. Es stand un­
ter der entehrenden Überwachung des Reparations-Agen­
ten, der gelegentlich fast eine Nebenregierung bildete.“ Wil­
helm Mommsen, Politische Geschichte von Bismarck bis zur
Gegenwart, Frankfurt/M. 1935, S.231.
14 Zit. nach Fritz Günther von Tschirschky, Erinnerungen
eines Hochverräters, Stuttgart 1972, S. 92.



Rechts. Von 1919 bis 1923 gab es nach der Unter­
suchung Emil Gumbels 354 politische Morde von 
rechts, 22 von links. Die tödlichen Anschläge auf
Rosa Luxemburg, Karl Liebknecht, Matthias Erz­
berger, Karl Gareis, das Blausäure-Attentat auf
Scheidemann und dann der Mord an Walther
Rathenau (24. Juni 1922) erzwangen unter dem
Druck des öffentlichen Aufruhrs ein „Gesetz zum 
Schutz der Republik“.

Ein Staatsgerichtshof wurde eingerichtet, bei dem
der Oberreichsanwalt als Ankläger jedoch nur
tätig werden konnte, wenn eine Landesregierung
oder der Verletzte eine Einleitung oder eine Über­
nahme des Verfahrens beantragten. Bei den An­
tragsberechtigten handelte es sich nur um Perso­
nen, die Staatsautorität verkörperten. Da die Be­
troffenen vor einem Gericht agierten, in dem nur
drei Berufsrichter, ansonsten sechs Laien (dele­
giert von den Landesregierungen) saßen, war die 
Politisierung der Verfahren unausweichlich, weil
die Verfahrensregelung dem Reichsinnenminister
mit Zustimmung des Reichsrats, der Vertretung
der Länder also, oblag und somit die Verfahren
vor allem die jeweiligen Kräfteverhältnisse in den
einzelnen Ländern widerspiegelten. Deutlich
schlug sich in den Verfahren die Tatsache nieder,
daß z. B. in Württemberg, Baden und Bayern vor­
nehmlich die Linken verfolgt und die Rechten ge­
schont wurden, aber in Preußen besonders scharf
gegen die Rechten vorgegangen wurde. Zudem
sorgte der Gerichtsvorsitzende, Senatspräsident
Niedner, mit seinem aggressiven Antikommunis­
mus für eine groteske Klassenjustiz.

In der ordentlichen Gerichtsbarkeit wurde es in­
folge der antirepublikanischen Hetze trotz des 
zweiten Republikschutzgesetzes vom 25. Mai 1930
sogar möglich, die Verhöhnung der Reichsfarben
als „Schwarzrotscheiße“ mit nur 30 Mark Geld­
strafe zu ahnden. Obwohl der Beschimpfungspa­
ragraph des Republikschutzgesetzes eine Strafe
von drei Monaten Gefängnis vorsah, die nur bei 
Vorlage mildernder Umstände unterschritten wer­
den durfte, wies die Kriminalstatistik danach fol­
gendes Ergebnis aus: Bei 829 Verurteilungen
wurden nur 14,2 Prozent der Angeklagten zur ge­
setzlichen Mindeststrafe von drei Monaten verur­
teilt. Jeder zweite kam mit einer Geldstrafe da­
von. Bei 85,7 Prozent wurden milderne Umstände
anerkannt .

D
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ie Feiern zum Verfassungstag (11. August) ge­
stalteten sich oft pflichtgemäß quälend, bekunde­
ten offiziellen Respekt und zeigten Zustimmung
ohne innere Überzeugung. Der Sedan-Tag oder

15 Vgl. dazu mit bibliographischen Verweisen Manfred
Funke, Republikschutz in Weimar, in: Schutz der Demokra­
tie, hrsg. vom Bundesministerium des Innern, Bonn 1992.

Kaisers Geburtstag blieben für viele Menschen
populärer. Auch die Fahne der Republik blieb
fremd. Schwarz-Weiß-Rot hatte die alten Reichs­
farben Schwarz-Rot-Gold seit 1871 fast vergessen
gemacht. Nun waren sie Symbol der Kriegsnieder­
lage. Mit der Flaggenverordnung vom 1. Juni 1921
waren nicht weniger als zehn Flaggen zugelassen
worden. Die Reichsfarben behielten ihre Geltung
für die Nationalflagge, für die Standarte des 
Reichspräsidenten, für die Flagge der Reichswehr
und die Reichssportflagge. Schwarz-Weiß-Rot
fand in Verbindung mit Schwarz-Rot-Gold Ver­
wendung u.a. bei der Handelsflagge, der Flagge 
mit dem Eisernen Kreuz (für Handelskapitäne, die
früher Offiziere der Reichsmarine waren), der
Reichskriegsflagge sowie bei der Dienstflagge der
Reichsbehörden zur See *16  *.

Solch teilweise Fortgeltung der alten Farbsymbole,
unter denen Deutschland militärisch mächtig ge­
worden war, offenbarte auch hier eine Halbherzig­
keit der Auffassungen, die nicht genug Abwehr­
kraft gegen die Sturmläufe für eine Rechtsdiktatur
oder für die Wandlung des Reichs zu „Sowjet­
deutschland“ (Klara Zetkin) zu mobilisieren ver­
mochte. 322 politische Terroranschläge mit 72 To­
ten und 495 Schwerverletzten allein in Preußen
zwischen dem 1. Juni und 20. Juli 1932 steigerten
die Sehnsucht nach Ruhe, Ordnung und der gro­
ßen Vereinfachung, zunehmend verschärft durch
die der Wall Street angelastete Konjunkturkrise
wie durch die Angst vor einer von Moskau betrie­
benen proletarischen Revolution.

V. Verwerfungen im
gesellschaftspolitischen Bewußtsein

Die Affektionen gegenüber dem westlichen Libera­
lismus und dem östlichen Bolschewismus legten
ein republikanisches Verantwortungsvakuum bloß,
das von den alten Kräften ebensowenig gefüllt 
werden konnte wie von der schwindenden Zahl der
neuen Vernunft-Demokraten. Diese wurden
schleichend überwältigt von neuen Verheißungen:
„Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit“ sollten we­
der im Sinne westlich-bürgerlicher Individualität
noch im Geiste des bolschewistischen Zentralismus
Erfüllung finden, sondern in der »deutschen6 Syn­
these aus Nationalismus, Sozialismus, völkischer
Auffassung, von innerer Geschlossenheit und
äußerer Stärke. Tat, Wille, Opfer, Leistung, Ras­
sebewußtsein bildeten sozialromantische Stimulan-

16 Vgl. Alois Friedei, Deutsche Staatssymbole. Herkunft
und Bedeutung der politischen Symbole in Deutschland,
Frankfurt/M. 1968, S. 35.



zien für die Suche nach der „dritten Partei“ jenseits
des rüden rechtsradikalen Rabaukentums, parla­
mentarischer Selbstlähmung und eines revolutio­
nären Universalismus.

Diese „dritte Partei“ als Chiffre einer kultischen
Imperialität erhielt Anschauung in der propagan­
distischen Konzeption eines parteienfernen
Machtstaats als Gegensatz zum Parteienstaat, der
zum Exponenten der Interessen und Stimmungen
von Wählermassen verkommen sei. Carl Schmitt
forderte die Entscheidung gegen solche Brüder­
lichkeit, gegen solche Liberalität, gegen Parlamen­
tarismus und westliche Demokratie, gegen das Sy­
stem von Versailles und die Revolution, gegen die
Anarchie und das „Chaos“; er forderte die Ent­
scheidung für den Staat, für die Ordnung, für den
Soldaten .

S
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olche „Alternativangebote“ für ein verstörtes
Volk im fortwährenden Krisentaumel gaben
kompensatorische Hoffnung. Barfußpropheten,
die geistesaristokratische Verachtung für das 
Ameisentreiben der Menschen (Gottfried Benn,
Stefan George, Ernst Jünger), die Drogen-Ro-
mantik einer sprachmächtigen heroischen Gefüh-
ligkeit unter dem von Hugo von Hofmannsthal ge­
stifteten Begriff der „konservativen Revolution“
(1927), die Formenvielfalt des Asketisch-Elitären
sowie der Vertrauensverlust in die Bindungskräfte
christlicher Lebensethik steigerten letztlich unter
dem Druck der materiellen Verelendung die Sehn­
sucht nach Erlösung von den pathologischen Aus­
prägungen des Politischen. Ausgerechnet das oft
belächelte Italien schien im Zeichen des Mussolini- 
Faschismus die erste Ordnungsdiktatur nichtkom­
munistischer Art erfolgreich zu praktizieren und
aus der ewigen Krise der Demokratien herauszu­
führen, welche selbst in England von vielen jungen
Repräsentanten der alten Elite für nicht mehr zeit­
gemäß gehalten wurden .

E
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in Jahr nach Mussolinis Marsch auf Rom
putschte Hitler in Bayern. Es war das Jahr, in wel­
chem Arthur Moeller van den Bruck in seiner Ab­
handlung über „Das Dritte Reich und die jungen
Völker“ schrieb, daß eine Lösung gefunden wer­
den müsse, die Sozialismus und Nationalismus,

17 Vgl. Nicolaus Sombart, Die deutschen Männer und ihre
Feinde. Carl Schmitt. Ein deutsches Schicksal zwischen Män­
nerbund und Matriarchatsmythos, München 1991, S. 166;
Norbert J. Schürges, Politische Philosophie in der Weimarer
Republik. Staatsverständnis zwischen Führerdemokratie und
bürokratischem Sozialismus, Stuttgart 1989, S.274.
18 Vgl. Theodor Eschenburg, Der Zerfall der demokrati­
schen Ordnung zwischen dem Ersten und Zweiten Welt­
krieg, in: Der Weg in die Diktatur 1918 bis 1933, München
1962, S. 23; zum politischen Klima in Großbritannien vgl.
Harold Nicolson, Tagebücher und Briefe 1930-1941, Stutt­
gart 1969.

Massenkraft und Einzelkraft, Menge und Mensch 
versöhne: „Wir Deutschen haben das erlösende
Wort noch nicht gefunden.“19 Es sollte bald für
viele „Hitler“ lauten, aus Verzweiflung diesen
durchaus bewußt als „Ersatzlösung“ in Kauf neh­
mend.

Im selben Jahr meinte Carl J. Burckhardt in einem
Brief an Hugo von Hofmannsthal: „Kommt es
aber so weit, daß die Menge aus nackter Angst
einem Einzelnen alle Gewalt übergibt, so wird er
sie mißbrauchen, denn er wird der Masse gleichen,
die ihn erhoben hat.“20 Recht besehen gingen we­
der Hitler noch die Deutschen in der Umsetzung
solcher Prophetien füreinander auf. Die Wirklich­
keit war viel komplizierter; sie schien hineinge­
wuchtet in gespannteste Ambivalenzen, in welchen
die Eiferer von rechts und links nach ihrer baldigen
großen Stunde gierten und die Massen sich zuneh­
mend nach der Kleinbürgerfigur von Oskar Maria
Grafs „Franz Sittinger“ ausrichteten, der immer in
der Sorge vor dem, was kommt, zu einer Art
Rückversicherung mittels passiver Mitgliedschaft
im Lager der Rechten neigte.

Der geistige Pluralismus der Weimarer Republik
war nicht von nazistischen Doktrinen besiegt wor­
den, sondern er wurde nach der „Machtergrei­
fung“ politisch verboten. Ermöglicht wurde dies
letztlich nicht direkt durch die Steigbügelhalter
und Vordenker der Diktatur, sondern durch die 
Wähler. Sie entschieden sich gegen die parlamen­
tarische Lebenskultur, als bei der Reichstagswahl
am 6. November 1932 (dem angeblichen Signal für
den Niedergang der NSDAP) von 582 Mandaten
100 an die Kommunisten und 196 an die Nazis gin­
gen. Mehr als die Hälfte der Sitze erhielten die ent­
schieden antidemokratischen Parteien. Erstmals
zeigte sich ein neues Wählerbewußtsein. Es holte
den Staat aus den alten Traditionsbestimmungen
herunter in die nüchterne Zweckzuweisung, ein
Leben im Schutz von Recht und Gesetz, in Ge­
währleistung innerer Sekurität und äußerer Sicher­
heit durch Stärke zu ermöglichen.

Der Autoritätsverfall der Weimarer Republik
hatte mit dem Verdacht begonnen, das Unrecht
der Welt nicht für die Mehrheit der Bürger einiger­
maßen erträglich machen zu können. Die Nicht­
gewähr des Prä-Politischen: Sicherheit, Ordnung,
Arbeit, soziale Gerechtigkeit als Staatsziel wie als
Gegenleistung für Gehorsam, Gesetzestreue und
Fleiß zersprengte die Loyalität der leidgeprüften
Bürger. Zwischen dem Hammer der Restriktionen

19 Arthur Moeller van den Bruck, Das Ewige Reich, Bd. I:
Die politischen Kräfte, hrsg. von Hans Schwarz, Breslau
1933,5.337.
20 Carl Jacob Burckhardt, Gesammelte Werke. Briefe
1919-1969, Bern o. J., S.64.



durch die Entente und dem Amboß einer demüti­
genden Innenpolitik wurde die Republik belang­
los. 1,7 Millionen Kriegstote und 4,2 Millionen
Verwundete, dazu fast 13 Jahre Geduld mit der
ungeliebten Republik verlangten eine andere Zu­
kunft.

VI. Schlußbetrachtung

Monokausale Erklärungsversuche machen das 
Scheitern Weimars nicht begreifbar. Jedes Portrait
der inneren Lebensverhältnisse dieser ersten deut­
schen Republik bleibt irgendwo offen, nicht voll­
endbar oder nicht ganz zu erschließen, weil Mei­
nungen, Haltungen, Überzeugungen, Strategien
und Techniken mit dem Taumel der Lebensver­
hältnisse hinter der brechenden Fassaden-Kultur
derangierter Zivilität changieren. Der Subjektivis­
mus in der Politik und seine Wahrnehmung behin­
dern eine wissenschaftliche Gesamtbetrachtung,
weil im Fall Weimar zwar alle Mosaiksteine geord­
net und markiert sind, aber eine flächige Zusam­
mensetzung erschwert wird durch die ungerichtete
Dynamik kontaminierter Gefühlslagen, verklump­
ter Motivketten, wüster Situations-Neurosen, Mo-
dus-vivendi-Sicherung im Nachrichtentakt der
politischen Alltagskatastrophen.

Der zutiefst durch Friedlosigkeit geprägte Zeit­
geist der Republik ist vielfältig belegbar, aber wel­
che Sonde könnte den Einfluß der außen- und in­
nenpolitischen Belastungsfaktoren genau meßbar
machen? Gewiß war den alten Machteliten die 
Weimarer Verfassung zu demokratisch, zu liberal,
zu westlich. Zugleich war dieser Westen der harte
Friedensdiktator, dessen Reparationspolitik den
inneren Feinden der Republik immer neuen Auf­

trieb gab. Die Linksradikalen verteufelten die Re­
parationen als kapitalistische Profitgier und anti­
proletarische Knebelpolitik. Die extreme Rechte
beutete die Reparationen als Beleg für den Willen 
zur ewigen Demütigung Deutschlands aus.

Wer heute die Kriegerdenkmäler (1914-1918) in
abgelegensten französischen Dörfern mit den lan­
gen Listen der Gefallenen sieht, versteht, warum
erst 1928, rund zehn Jahre nach Kriegsende, ein
deutscher Außenminister nach Paris kommen
konnte. Man muß akzeptieren, daß das „Septem­
ber-Programm“ und der „vergessene“ Friede von
Brest-Litowsk mit dem Versailler Diktat zu ver­
rechnen sind. Daß indessen für die wankende Re­
publik wirkliche Unterstützung von draußen aus­
blieb, daß die Gegner Weimars mit dem zu späten
Schuldenabkommen von Lausanne (1932) begün­
stigt wurden, rückt in gewisser Weise die Sicher­
heitsbesessenheit Frankreichs in die Kategorie des 
Tragischen.

Begrifflos bleiben dagegen im Deutschland der
Nachkriegsjahre das Erbarmungslose, Rechthabe­
rische, die besessene Überzeugtheit von der eige­
nen Meinung, die hochfahrende Kompromißver­
achtung, das ritualisierte Herrenmenschentum, die 
schneidige Eindeutschung von Empfindsamkeit
und Verzweiflung in Zeiten, die Konsens und Soli­
darität für das Überleben der Weimarer Republik
viel notwendiger gemacht hätten. Die Desavouie­
rung des Maßes und der Vernunft trieb Deutsch­
land in eine diabolische Dialektik von Selbstbetrug
und Selbstvemichtung, die wohl erst nach 1945 zur
Selbstläuterung fand, bei welcher allerdings die 
Kriegsgegner von einst im Westen für die Bundes­
republik zu hilfreichen Partnern wurden. Ost­
deutschland ging einen anderen Weg; mußte ihn 
unter dem Druck eines anderen Kriegsgegners
gehen. Auch dieser Weg begann in Weimar.



Mario Keßler

Die kommunistische Linke und die Weimarer Republik

„Wer die Erfordernisse einer parlamentarischen
Demokratie zum entscheidenden politischen Maß­
stab erhebt, wird naturgemäß zu ganz anderen Ur­
teilen kommen als ein Autor, der sich der Diktatur
des Proletariats verschrieben hat“, betonte der
Historiker Heinrich August Winkler in seinem
Standardwerk über die Arbeiterbewegung in der
Weimarer Republik. „Das Bekenntnis zur parla­
mentarischen Demokratie bedeutet, marxistisch 
gesprochen, die Bereitschaft zum Klassenkompro­
miß oder, anders gewendet, die Bejahung des ge­
sellschaftlichen Pluralismus.“1 Denn, so Winkler: 
„Nur dje parlamentarische Demokratie konnte der
deutschen Gesellschaft ein ihrem kulturellen und
materiellen Entwicklungsstand entsprechendes
Maß an politischer Freiheit geben.“2

Das Verhältnis der kommunistischen Bewegung in
Deutschland zur Weimarer Republik war nicht 
einheitlich; es läßt sich nicht nur über die Bejahung
der „Diktatur des Proletariats“ als Weg zur Errich­
tung einer klassenlosen Gesellschaft definieren.
Bei den Positionsbestimmungen deutscher Kom­
munisten gegenüber der Republik von Weimar -
und hier muß von Positionen im Plural gesprochen
werden - wirkten verschiedene Faktoren in unter­
schiedlicher Weise zusammen: Auf internationaler
Ebene waren der weltrevolutionäre Erwartungs­
horizont seit 1917, die Fraktionskämpfe innerhalb
der russischen Partei und der Kommunistischen In­
ternationale (Komintern), schließlich der Sieg Sta­
lins bestimmend. Im nationalen Rahmen prägten
revolutionäre Krisen und Umbrüche, der „Schein 
der Normalität“ (Winkler) Mitte der zwanziger 
Jahre, die große Wirtschaftskrise und der Aufstieg
des Nazismus Ideologie und Handlungen der
Kommunisten.

Innerhalb der deutschen Arbeiterbewegung erwies 
sich die seit 1919 manifeste Spaltung in zwei große 
Parteien als unüberwindlich. Schließlich war der
Stalinisierungsprozeß innerhalb der KPD mit
Fraktions- und Gruppenkämpfen verbunden, die
an der Jahreswende 1928/29 nicht mehr über­
brückt werden konnten. Die KPD spaltete sich in
zwei sehr ungleiche Teile. Die Opponenten zur
offiziellen „Generallinie“ konstituierten die KPD-
Opposition (KPDO). Sie wurde, aufgrund ihrer

1 Heinrich August Winkler, Von der Revolution zur Stabi­
lisierung. Arbeiter und Arbeiterbewegung in der Weimarer
Republik 1918 bis 1924, Berlin-Bonn 19852, S. 11.
2 Ebd., S. 12.

numerischen Kleinheit, von ihren Gegnern als
„KPD-Null“ diffamiert. Die KPDO bestand je­
doch zumeist aus politisch erfahrenen Funktionä­
ren, die noch durch die revolutionäre und demo­
kratische Tradition der Arbeiterbewegung der Zeit
vor 1914, die Antikriegsbewegung sowie durch den
Spartakusbund Liebknechts und Rosa Luxem­
burgs geprägt worden waren.

Die Position der KPDO: Verteidigung der bürger­
lichen Demokratie als bester Kampfboden für
die angestrebte Gesellschaft der Freiheit und
Gleichheit, den Sozialismus, stand nicht nur im
Gegensatz zur KPD-Politik, sondern stellte auch 
eine Herausforderung an die zweite große Arbei­
terpartei, die SPD, dar. Die Gründe für den Miß­
erfolg der KPDO sind eng verbunden mit den Ur­
sachen des Untergangs der Republik von Weimar
und der kampflosen Kapitulation der deutschen
Arbeiterbewegung vor dem Nationalsozialismus
1933. Das Scheitern der KPDO war nicht nur das 
Scheitern des „demokratischen Kommunismus“,
wie Hermann Weber es nannte3 in Deutschland.
Die gesamte Arbeiterbewegung wie auch die bür­
gerlichen Rechte und Freiheiten wurden durch das 
NS-Regime liquidiert. Warum konnte dies gesche­
hen? Einige der Gründe dürften erklärbar werden
bei der Untersuchung der Positionen von KPD und
KPDO zur Weimarer Republik. Sie sollen hier in
ihrer geschichtlichen Entwicklung und in gebote­
ner Kürze vorgestellt werden.

I. Rätedemokratische Vorstellungen
und „Putschismus“: Die KPD und
die Weimarer Republik 1919-1923

Die an der Jahreswende 1918/19 gegründete KPD
ging aus verschiedenen Strömungen der äußersten
Linken hervor, die sich im Ersten Weltkrieg und in
der Novemberrevolution herausgebildet hatten.
Ihre wichtigsten Persönlichkeiten, Rosa Luxem­
burg und Karl Liebknecht, wurden am 15. Januar
1919 ermordet. Eine jüngst erschienene Publi­
kation schloß noch vorhandene Forschungslücken
über die Planung und Ausführung der Mord-

3 Hermann Weber, Demokratischer Kommunismus? Zur
Theorie, Geschichte und Politik der kommunistischen Bewe­
gung, Hannover 1969, S. VII.



tat, auch über die Rolle rechter Sozialdemokraten
und deren Zusammenspiel mit der 4.
„Ein

4

e natürliche und direkte Folge des Doppel­
mordes“, schrieb Ossip K. Flechtheim, „war die 
Schwächung der KPD, die ihre besten Köpfe ver­
loren hatte, und die Stärkung der SPD, der der
Verlust der kommunistischen Konkurrenz zugute
kommen mußte. Hinzu aber kam die Schwächung,
die der Tod insbesondere Rosa Luxemburgs für
den demokratischen Sozialismus auf weite Sicht
bedeuten sollte“, so Flechtheim weiter. Er sah 
darin eine Tragödie „nicht nur für die deutsche,
sondern für die internationale Arbeiterbewegung,
in der die von ihr gefürchtete Entwicklung nun un­
gehindert ihren Lauf “5.

R
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osa Luxemburg hatte klar erkannt, daß in jeder -
auch nur zeitweiligen - Einschränkung allgemein­
demokratischer Rechte die Revolution Gefahr lief, 
ihre freiheitlichen und egalitären Ziele letztlich 
aufzugeben. „Während sie mit den Bolschewiki 
darin übereinstimmte, daß die russische Verfas­
sungsgebende Versammlung eine veraltete Form
der Machtverteilung widerspiegelte und sie des­
halb aufgelöst werden solle ,6 fuhr sie fort, daß man
Neuwahlen für eine Verfassungsgebende Ver­
sammlung ausschreiben solle.“7 Der Ansicht der
Bolschewiki, eine solche Versammlung diene
kaum den Interessen des Proletariats und der Re­
volution, hielt Rosa Luxemburg entgegen: „Ge­
wiß, jede demokratische Institution hat ihre
Schranken und Mängel, was sie wohl mit sämtli­
chen menschlichen Institutionen teilt. Nur ist das 
Heilmittel, das Trotzki und Lenin gefunden: die
Beseitigung der Demokratie überhaupt, noch 
schlimmer als das Übel, dem es steuern soll: Es 
verschüttet nämlich den lebendigen Quell selbst,
aus dem heraus alle angeborenen Unzulänglichkei­
ten der sozialen Institutionen allein korrigiert wer­
den können: das aktive, energische politische Le­
ben der breitesten Volksmassen.“8

Rosa Luxemburg wies Lenins Konzept der Dik­
tatur des Proletariats in einer berühmt gewordenen
Passage zurück: „Freiheit nur für die Anhänger
der Regierung, nur für Mitglieder einer Partei -

4 Vgl. Klaus Gietinger, Eine Leiche im Landwehrkanal.
Die Ermordung der Rosa L., Mainz 1993.
5 Ossip K. Flechtheim, Die KPD in der Weimarer Repu­
blik, Frankfurt a. M. 1976, S. 131 f. (zuerst 1948).
6 Die umstrittene Auflösung der russischen Konstituante
wird ähnlich wie von Rosa Luxemburg auch kommentiert
von Arthur Rosenberg, Geschichte des Bolschewismus,
Frankfurt a. M. 1975, S. 145 (zuerst 1932).
7 Jack Jacobs, Den eigenen Weg gehen und die Leute re­
den lassen. Überlegungen zu Rosa Luxemburg, in: Theodor
Bergmann/Mario Keßler (Hrsg.), Ketzer im Kommunismus -
Alternativen zum Stalinismus, Mainz 1993, S. 27.
8 Rosa Luxemburg, Zur russischen Revolution, in: dies.,
Gesammelte Werke, Bd. IV, Berlin (O) 1974, S.355 f.

mögen sie noch so zahlreich sein - ist keine Frei­
heit. Freiheit ist immer Freiheit der Andersden­
kenden. Nicht wegen des Fanatismus der ,Gerech­
tigkeit', sondern weil all das Belebende, Heilsame
und Reinigende der politischen Freiheit an diesem
Wesen hängt und seine Wirkung versagt, wenn die 
,Freiheit' zum Privilegium wird.“9

Doch schon der Gründungsparteitag der KPD ließ 
die beiden Haupttendenzen im deutschen Kommu­
nismus hervortreten, die diesen über die Jahre der
Weimarer Republik hinweg prägen sollten. In der
heterogen zusammengesetzten Partei existierten
radikal-utopische Vorstellungen neben Konzeptio­
nen, die auf die Gewinnung der Mehrheit zumin­
dest des Industrieproletariats als Voraussetzung
revolutionärer Umgestaltungen orientierten. Ge­
gen den Widerstand von Liebknecht und Luxem­
burg lehnte die Parteitagsmehrheit die Beteiligung
an den Wahlen zur Weimarer Nationalversamm­
lung ab. Rosa Luxemburgs beschwörende Worte
an ihre Gegner hatten keinen Erfolg: „Unsere
nächste Aufgabe ist“, betonte sie, „die Massen zu
schulen... Das wollen wir durch den Parlamenta­
rismus erreichen. Das Wort soll entscheiden. Ich 
sage Ihnen, gerade dank der Unreife der Massen,
die bis jetzt nicht verstanden haben, das Räte­
system zum Siege zu bringen, ist es der Gegenrevo­
lution gelungen, die Nationalversammlung als ein
Bollwerk gegen uns aufzurichten. Nun führt unser
Weg durch dieses Bollwerk hindurch. Ich habe die 
Pflicht, ... gegen dieses Bollwerk anzukämpfen,
hineinzuziehen in die Nationalversammlung, dort
mit der Faust auf den Tisch zu schlagen. Des Vol­
kes Wille ist das höchste Gesetz... Die Wahlen
stellen ein neues Element des revolutionären
Kampfes dar. Sie sind befangen in der alten Scha­
blone. Für Sie existiert nur das Parlament des 
deutschen Reichstags. Sie können sich nicht vor­
stellen, dieses Mittel zu gebrauchen im revolutio­
nären Sinne. Sie verstehen: entweder Maschinen­
gewehre oder Parlamentarismus...“ .10 Nur mit
Mühe gelang es Rosa Luxemburg und ihren An­
hängern, wenigstens den Austritt der KPD-Mit-
glieder aus den Gewerkschaften und eine dement­
sprechende Entschließung zu verhindern .

N
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ach der Ermordung von Liebknecht, Luxemburg
und Leo Jogiches sowie dem Tod Franz Mehrings
bestimmte zunächst die radikale Linke die Politik

9 Ebd., S. 359.
10 Zit. in: Hermann Weber (Hrsg.), Die Gründung der
KPD. Protokoll und Materialien des Gründungsparteitages
der Kommunistischen Partei Deutschlands 1918/1919. Mit
einer Einführung zur angeblichen Erstveröffentlichung durch
die SED, Berlin 1993, S. 101 f.
11 Vgl. H. A. Winkler (Anm. 1), S. 119; Hans-Erich Volk­
mann, Die Gründung der KPD und ihr Verhältnis zum Wei­
marer Staat im Jahre 1919, in: Geschichte in Wissenschaft
und Unterricht, 23 (1972) 1, S. 65-80.



der KPD. Dann gelang es dem KPD-Vorsitzenden
Paul Levi, einem engen Freund Rosa Luxemburgs,
den Ausschluß der halbanarchistischen Kräfte
durchzusetzen, die sich danach in der Kommunisti­
schen Arbeiterpartei Deutschlands (KAPD) ­
sammenschlossen
12

12. Wenige Monate später ver­
suchte die politische Rechte im Kapp-Putsch, die
deutsche Demokratie zu beseitigen. Die Mehrheit
der KPD-Führung wollte zunächst Neutralität
wahren (Levi befand sich in Haft). Doch der
Druck der Parteimitglieder zwang sie, am General­
streik zusammen mit SPD und USPD (Unabhän­
gige Sozialdemokratische Partei Deutschlands)
teilzunehmen, dessen Erfolg den Fortbestand der
Republik rte13.13 Levi setzte ferner durch, daß
die KPD sich an den Wahlen zum Reichstag im
Juni 1920 beteiligte, wobei er selbst und Clara Zet­
kin Mandate erringen konnten. Im Oktober 1920
war er mitbeteiligt an der Spaltung der USPD, des­
sen linker Flügel zur KPD überging, die mit nun­
mehr 350000 Mitgliedern zur Massenpartei 14.

H
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atte sich Levi dabei der Unterstützung der
Komintern versichern können, so erkannte er bald
die Folgen der Einmischung der Komintern in die
inneren Angelegenheiten der westeuropäischen
kommunistischen Parteien. Levis Strategie der
Bündnispolitik mit anderen Linkskräften (in Form
der Einheitsfront) geriet in Widerspruch zur Par­
teiauffassung der Komintern: Gemäß deren 21
Aufnahmebedingungen sollten die kommunisti­
schen Parteien einheitlich, monolithisch und der
Komintern-Zentrale in Moskau untergeordnet
sein. Die damit einhergehende elitäre Ideologie
und das Sendungsbewußtsein stießen jedoch mög­
liche Bündnispartner ab und verstärkten die von 
den Rechtskräften angestrebte Isolierung der
Kommunisten von der Mehrheit der deutschen Be­
völkerung.

Wie stark diese Isolierung war, zeigte sich in der
sogenannten März-Aktion im Jahre 1921. Um den
Sowjetstaat nach dem für ihn nachteiligen Frieden
von Riga, der die Interventionskriege beendete, zu

12 Zur KAPD vgl. Hans Manfred Bock, Syndikalismus und
Linkskommunismus von 1918-1923. Zur Geschichte und So­
ziologie der Freien Arbeiter-Union Deutschlands (Syndikali­
sten), der Allgemeinen Arbeiter-Union Deutschlands und
der Kommunistischen Arbeiterpartei Deutschlands, Meisen­
heim 1969; zur Haltung Levis vgl. Charlotte Beradt, Paul
Levi. Ein demokratischer Sozialist in der Weimarer Repu­
blik, Frankfurt a. M. 1969, S. 44f.
13 Die - auch literarisch - immer noch beste Schilderung
der Vorgänge bietet Arthur Rosenberg, Geschichte der Wei­
marer Republik, Hamburg 1991, S.89ff. (zuerst 1935). Vgl.
auch Pierre Brou6, Rövolution en Allemagne 1917-1923,
Paris 1971, S. 338 ff.
14 Vgl. als neueste Darstellung Dieter Engelmann/Horst
Naumann, Zwischen Spaltung und Vereinigung. Die Unab­
hängige Sozialdemokratische Partei Deutschlands in den Jah­
ren 1917-1922, Berlin 1993, S. 174ff.

entlasten, verfolgte die Komintern eine soge­
nannte Offensivstrategie. Mittels revolutionärer
Aktionen sollten der Ausbruch der Revolution in
den kapitalistischen Ländern beschleunigt und der
cordort sanitaire um Sowjetrußland aufgebrochen
werden. Unter Mithilfe des Komintern-Emissärs
Bdla Kun, des Führers der kurzlebigen ungari­
schen Räterepublik von 1919, initiierte die KPD in
den mitteldeutschen Industriezentren Mansfeld 
und Halle-Merseburg eine Revolte. Diese fand 
nicht die Unterstützung der Bevölkerungsmehr­
heit, artete in Bandenwesen aus und wurde von
der Polizei blutig niedergeschlagen .

L
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evi, der diese Politik von Anfang an scharf miß­
billigt hatte, verurteilte in einer Broschüre „Unser
Weg. Wider den Putschismus“ vom April 1921
schärfstens das Abenteurertum von Komintern
und KPD, das zu einer Isolierung der Kommu­
nisten führen würde. Ein solcher Kurs sei un­
vereinbar mit den revolutionär-demokratischen
Traditionen der deutschen und europäischen
Arbeiterbewegung. Er zeige das Maß an Unter­
ordnung der KPD unter die Interessen der Komin­
tern-Zentrale in Moskau. Aufgrund dieser Kritik
wurden Paul Levi und einige seiner Anhänger aus 
der Partei ausgeschlossen. Das Fiasko der März-
Aktion war aber so deutlich, daß der KPD nichts 
anderes übrigblieb, als eine Änderung ihrer Politik
vorzunehmen. Dennoch „verschliß“ die Partei ihre
Vorsitzenden, die sich um eine realitätsgerechte
Politik bemühten: Ernst Meyer ebenso wie Ernst
Reuter (Friesland) und Heinrich Brandler.

Im Jahre 1923 erreichte die politische, ökonomi­
sche und gesellschaftliche Krise in Deutschland
einen neuen Höhepunkt. Dies äußerte sich in
Regierungswechseln, dem Kampf gegen die fran­
zösisch-belgische Besetzung des Ruhrgebietes, in
faschistischen Umsturzversuchen in Bayern, der
Auflösung der kurzzeitigen Arbeiterregierungen in
Sachsen und Thüringen, aber besonders in den rui­
nösen Folgen der Inflation. Erst als diese einge­
dämmt und damit ein wichtiges Moment der Krise
gegenstandslos geworden war, entschloß sich die
Komintern zum Aufstand. Doch Heinrich Brand­
ler verhinderte mit der Absage eines erneuten
Revolutionsversuches nach der Ablehnung des 
Generalstreiks durch die Chemnitzer Betriebsräte­
konferenz einen sinnlosen Opfergang der Kommu­
nisten. Nur in Hamburg führten Koordinations­
fehler zum später durch die KPD heroisierten
Aufstand unter Ernst Thälmann, der rasch nieder­
geschlagen wurde *16 .

15 Vgl. Sigrid Koch-Baumgarten, Aufstand der Avant­
garde. Die Märzaktion der KPD 1921, Frankfurt a. M. 1986.
16 Die beste Darstellung dieser Ereignisse bleibt Werner T.
Angress, Die Kampfzeit der KPD 1921-1923, Wien 1973
(US-Ausg. Princeton, N. J. 1963).



II. Die KPD in der Stabilisierungsphase
der Weimarer Republik 1924-1928

Bei der Suche nach den „Schuldigen“ für den ge­
scheiterten „deutschen Oktober“ spielten die in­
nerrussischen Fraktionskämpfe eine immer grö­
ßere Rolle für den Kurs der KPD. Der Komintern-
Präsident Sinowjew machte Brandler zum
„Sündenbock“ für die angeblich vertane histori­
sche Chance einer sozialistischen Revolution in
Deutschland. „Dadurch, daß er ihn absetzte und 
Fischer und Maslow als Führer der deutschen Par­
tei einsetzte, machte sich Sinowjew zum Lehns­
herrn dieser Partei“, schrieb Isaac Deutscher. „Für
die Hartnäckigkeit, mit der er auf einer exemplari­
schen Bestrafung Brandlers bestand, hatte er noch 
einen anderen Grund: er verdächtigte Brandler
und seine Freunde im deutschen Zentralkomitee
der Sympathie für Trotzki. Indem er Brandler als
Gefolgsmann Trotzkis abstempelte, versuchte
Sinowjew auch noch, Trotzki mit der Schuld an 
Brandlers ,Kapitulation' zu belasten.“

H
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einrich Brandler, der mit ihm eng verbundene
August Thalheimer sowie der Deutschlandexperte
der Komintern Karl Radek, damals Anhänger
Trotzkis, wurden in den Jahren 1924 und 1925 in
Moskau einem Parteiverfahren unterzogen, dessen
Akten jetzt durch die Forschung offengelegt wor­
den sind .18 Im russischen „Ehrenexil“ Mitglieder
der sowjetischen Partei geworden, mußten sich
Brandler und Thalheimer gemeinsam mit Radek
vor der Zentralen Parteikontrollkommission ver­
antworten. Hierbei handelte es sich vermutlich um
das erste Verfahren nach Lenins Tod und Stalins
Wiederwahl zum Generalsekretär der Partei. Dem
Tribunal lag ein Antrag der neuen KPD-Führung
auf Ausschluß der Angeklagten aus der KP Ruß­
lands (Bolschewiki), der sowjetischen Partei, zu­
grunde.

Das aufgefundene Protokoll enthüllt die undemo­
kratischen Methoden, die der sich allmählich kon­
solidierende Parteiapparat gegen kritische Köpfe
anwandte. Sie wurden bespitzelt, Briefe geöffnet

17 Isaac Deutscher, Trotzki, Bd. 2: Der unbewaffnete Pro­
phet 1921-1929, Stuttgart 19722, S. 147.
18 Vgl. Jens Becker/Theodor Bergmann/Alexander Watlin
(Hrsg.), Das erste Tribunal. Das Moskauer Parteiverfahren
gegen Brandler, Thalheimer und Radek, Mainz 1993. Die
hier abgedruckten Dokumente stammen aus dem russischen
Zentrum zur Aufbewahrung und Erforschung der Doku­
mente der Neuesten Zeit, dem ehemaligen Zentralen Partei­
archiv des Instituts für Marxismus-Leninismus. Ebenfalls ab­
gedruckt ist Thalheimers Kritik am 5. Komintern-Kongreß
von 1924, die sich im ehemaligen Ostberliner Zentralen Par­
teiarchiv (jetzt: Stiftung Archiv der Parteien und Massen­
organisationen der DDR im Bundesarchiv) befindet.

und nicht ausgeliefert, kritische Artikel nicht mehr
publiziert. Den Mitbegründern der KPD sollte von
Moskau aus verboten werden, sich in die Angele­
genheiten ihrer Partei „einzumischen“. Sie wehr­
ten sich und betonten in einer Erklärung vom 
23. März 1925, daß die Konsolidierung der KPD
nur erreicht werden könne „durch freie Diskussion
in dem Rahmen unserer jungen kommunistischen
Organisationen, durch das Regime der Partei­
demokratie“, nicht aber durch bloße Anweisung
von oben .

A
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uf dem 5. Kongreß der Komintern im Juni und
Juli 1924 wurde Radek, Brandler und Thalheimer
eine „antikommunistische Einstellung“ vorgewor­
fen. Das Zentralkomitee (ZK) der russischen Par­
tei warf ihnen den Versuch der Konstituierung
„halbmenschewistischer ,Massen‘-Parteien“ vor;
gemeint war die Zusammenarbeit mit den Führun­
gen der deutschen und internationalen Sozial­
demokratie. In ähnlicher Weise wurde ihr Genosse
Karl Kreibich verdammt, dessen Aktivitäten in­
nerhalb der tschechoslowakischen Kommunisten
in die gleiche Richtung gingen .20 Brandler und
Thalheimer wurden bis 1928 in Moskau festgehal­
ten, ihre Pässe waren von den sowjetischen Behör­
den gleich nach ihrer Ankunft eingezogen worden.
Erst Brandlers Hinweis, er werde die deutsche
Botschaft um Hilfe ersuchen - nach damaligem
Verständnis nicht unkompliziert für einen promi­
nenten Kommunisten -, ermöglichte im Herbst
1928 die Rückkehr nach Deutschland .

M
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it der Konsolidierung der politischen und ökono­
mischen Lage in Deutschland ab 1924 stellte sich
das Problem des kommunistischen Selbstverständ­
nisses neu. Bis dahin war es von der Erwartung ge­
prägt gewesen, die Kommunisten würden im­
stande sein, dem Kapitalismus in historisch kürze­
ster Frist den Todesstoß zu versetzen. Dies hatte
sich als eine Illusion erwiesen. So verfestigte sich
die dauernde Kontroverse zwischen revolutionärer
Realpolitik22 und orthodox-radikalistischen Posi­
tionen, die unter veränderten Bedingungen an
alten Positionen festhielten.

Diese „gleichsam naturwüchsigen Prozesse“23 * *in­
nerparteilicher Kontroversen wurden durch die ip-

19 Ebd., S. 190.
20 Vgl. Pierre Frank, Geschichte der Kommunistischen In­
ternationale 1919-1943, Bd. 1, Frankfurt a.M. 1981, S. 319.
21 Vgl. J. Becker/Th. Bergmann/A. Watlin (Anm. 18),
S.201.
22 Zur Entwicklung des Konzeptes der revolutionären Re­
alpolitik bei Friedrich Engels vgl. Hartmut Mehringer/Gott-
fried Mergner (Hrsg.), Debatte um Engels 2, Reinbek 1973,
S. 163 ff.
23 Klaus Kinner, Vom Stab der Weltrevolution zum Voll­
zugsbüro Stalins, in: Neues Deutschland vom 12./13. Juni
1993, S. 13.



nersowjetischen Machtkämpfe immer wieder über­
lagert. Hatte das Scheitern der weltrevolutionären
Ansprüche die kommunistische Bewegung auf die
Erfahrungen des sowjetischen Experiments zu­
rückgeworfen, so konnte die Stalin-Fraktion diese
Erfahrungen nunmehr kanonisieren und mit dem
Anspruch der Allgemeingültigkeit versehen. Dem
diente die monolithische Durchstrukturierung der
Komintern und ihrer Mitgliedsparteien, die als
„Bolschewisierung“ bezeichnet wurde. Sie war
durch ein Verbot innerparteilicher dissenter Strö­
mungen, zentralistischen Parteiaufbau, das An­
wachsen des Apparates und Kampagnen gegen 
„Abweichler“ nnzeichnet24.24 Doch wenn die
monolithische Disziplin und die Überzentralisie­
rung in der sowjetischen Partei noch eine Folge des 
bolschewistischen Machtmonopols und der Kon­
frontation des Bürgerkrieges waren, so trug ihre
Ausdehnung auf die Komintern einen willkür­
lichen und künstlichen Charakter.

Die meisten westlichen Parteien - auch die KPD -
waren gewohnt, im Rahmen des Mehrparteien­
systems ihre Politik zu entwickeln und nutzten die
Freiheit der Kritik und Debatte selbstverständlich
aus. „Ihre Führer“, so Deutscher, „befanden sich
jetzt in der paradoxen Situation, daß sie den eige­
nen Anhängern innerhalb der eigenen Organisa­
tion die Rechte streitig machten, deren sich die
Mitglieder außerhalb der Organisation erfreuen
durften...; (diese) mußten alle offiziellen Erklä­
rungen, die aus Moskau kamen, wie das Evange­
lium hinnehmen. Auf diese Weise wurde jede
kommunistische Partei in ihrem eigenen Land zu
einer Art bizarren Enklave, die von der übrigen
Nation nicht so sehr durch ihre revolutionären
Ziele getrennt war als durch einen Verhaltens­
kodex, der mit jenem Zweck nur wenig zu tun
hatte.“25 Hermann Weber hat diesen Prozeß der
Disziplinierung und des Abbaus der innerpartei­
lichen Demokratie die „Wandlung des deutschen
Kommunismus“ genannt .

Z
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unächst schien die neue KPD-Führung um Ruth
Fischer und Arkadij Maslow einen realitätsgerech­
ten Kurs einzuschlagen. Im April 1925 fanden
Reichspräsidentenwahlen statt. Sinowjew hatte
den deutschen Kommunisten vertraulich geraten,
sie sollten im zweiten Wahlgang für den Sozialde­
mokraten Otto Braun stimmen, der dann jedoch

24 Vgl. Mario Keßler/Yvonne Thron, Entscheidung für
den Stalinismus? Die Bolschewisierung in KPD und Komin­
tern, in: Theodor Bergmann/Mario Keßler (Hrsg.), Aufstieg
und Zerfall der Komintern. Studien zur Geschichte ihrer
Transformationen (1919-1943), Mainz 1992, S. 85-94.
25 Isaac Deutscher, Trotzki, Bd. 3: Der verstoßene Pro­
phet 1929-1940, Stuttgart, 19722, S.45.
26 Hermann Weber, Die Wandlung des deutschen
Kommunismus. Die Stalinisierung der KPD in der Weimarer
Republik, 2 Bde., Frankfurt a. M. 1969.

seine Kandidatur zugunsten des Zentrumspoliti­
kers Wilhelm Marx zurückzog. Gegen diesen hielt
die KPD die Kandidatur von Ernst Thälmann auf­
recht. Die Wahl gewann jedoch der Kandidat der
Rechten, Paul von Hindenburg. Für diesen Wahl­
ausgang wurde von sozialdemokratischer Seite die
KPD verantwortlich gemacht .27 Diese warf der
SPD wiederum vor, die Verständigung mit den
bürgerlichen Parteien über die mögliche Wahl
eines gemeinsamen Kandidaten der Arbeiterpar­
teien gestellt zu haben. Die Kommunisten könnten
unmöglich einen Zentrumspolitiker unterstützen,
wollten sie als entschieden linke Kraft weiterhin
anerkannt werden .28 Allerdings hatte die KPD der
SPD auch keinen Kandidaten empfohlen, der von
beiden Arbeiterparteien gemeinsam hätte nomi­
niert werden können. Ihre Führung wußte natür­
lich, daß Thälmann von der SPD kaum Unterstüt­
zung erfahren würde.

Erfolgreicher gestaltete sich die gemeinsame Kam­
pagne beider Parteien zur entschädigungslosen
Enteignung der Fürstenhäuser Ende 1925/Anfang
1926. Das Volksbegehren wurde im März 1926 von 
etwa 12,5 Millionen Bürgern unterstützt. Die bür­
gerlichen Parteien wandten sich, mit Ausnahme
der Deutschen Demokratischen Partei (DDP), da­
gegen. Sie riefen zum Boykott des Volksentscheids
auf, der Anfang Juni 1926 stattfand. Dabei spra­
chen sich 14,5 Millionen, etwa 36 Prozent aller
Stimmberechtigten, für die entschädigungslose
Enteignung aus. Die Annahme eines entsprechen­
den Gesetzes hätte jedoch die absolute Mehrheit
aller Wahlberechtigten, rund 20 Millionen Stim­
men, erfordert, da die Reichsregierung dieses Ge­
setz als verfassungsändernd erklärt hatte .29 Den­
noch stellte die Initiative beider Parteien die wich­
tigste Massenaktion der Arbeiterbewegung in der
Stabilisierungsphase der Weimarer Republik Mitte
der zwanziger Jahre dar. In diesen Jahren erkannte
die KPD durchaus, welche Vorteile die bürgerliche
Demokratie als Kampfboden der sozialistischen
und kommunistischen Kräfte bot. Dies wurde auch 
in einem Aufruf des Exekutivkomitees der
Kommunistischen Internationale (EKKI) vom 
27. April 1925 deutlich. Unter Bezug auf das Er­
starken der Rechtskräfte nach Hindenburgs Wahl 
zum Reichspräsidenten hieß es: „Die monarchisti­
sche Gefahr ist in Deutschland vorhanden. Die Ar­
beiter und die Kommunisten müssen dies klar
sehen. Die Kommunisten können nicht auf dem

27 Vgl. Vorwärts vom 8. Mai 1925.
28 Für die Argumentation der KPD vgl. Geschichte der
deutschen Arbeiterbewegung, Bd.4, Berlin (O) 1966, S.76.
29 Für die verschiedenen Interpretationen der Kampagne
vgl. u.a. Heinz Karl, Die deutsche Arbeiterklase im Kampf
um die Enteignung der Fürsten (1925/26), Berlin (O) 1957;
Michael Stürmer, Koalition und Opposition in der Weimarer
Republik 1924-1928, Düsseldorf 1967, S. 155ff.



Standpunkt stehen, daß es für uns gleichgültig ist,
ob Monarchie oder bürgerliche Republik. Die
Kommunisten bleiben nicht gleichgültig gegenüber
dieser Frage, sondern stellen sich an die Spitze des 
wirklichen Kampfes gegen die Gefahr der r­
chie.“30
30

Auf der 5. Erweiterten Tagung der EKKI im März
und April 1925 zeigte sich deutlich der Wider­
spruch zwischen der Option für die Diktatur des 
Proletariats, d.h. der Herrschaft einer Minderheit
mit undemokratischen Mitteln, und dem Eintreten
der Kommunisten für allgemein-demokratische
Forderungen. Diese sollten indes vorrangig der
proletarischen Diktatur den Weg bahnen. Es hieß:
„Die bolschewistische Partei ist in der Tat die Par­
tei der Diktatur des Proletariats, gerade darum
aber stellt sie zur Gewinnung der Mehrheit des 
Proletariats (nicht der arbeitenden Bevölkerung,
M.K.) systematisch Teilforderungen auf, die sie
mit den revolutionären Aufgaben verknüpft.. “31 31.

Ein Jahr später, im Februar/März 1926, betonte
die 6. Erweiterte EKKI-Tagung jedoch, daß „un­
ter günstigen Umständen die Kommunisten Teil­
forderungen aufzustellen (haben), die geeignet wä­
ren, auch halbproletarische und kleinbürgerliche
Schichten um sich zu scharen“ .32 Diese Orientie­
rung galt nur als taktische und temporäre, bei ent­
sprechenden Umständen jederzeit widerrufbare
Maßnahme. Antonio Gramsci, der vom Faschis­
mus verfolgte bedeutendste Kopf des italienischen
und westeuropäischen Kommunismus jener Zeit,
konnte mit seinen Überlegungen zur Hege­
monie-Problematik mit ihrer dialektischen Wech­
selwirkung von allgemein-demokratischen und
revolutionär-sozialistischen Forderungen die
kommunistischen Massen nicht mehr erreichen .
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ie innerparteiliche Entwicklung der KPD war
Mitte der zwanziger Jahre auch von personellen
Diskontinuitäten geprägt, an deren Ende 1925 die
Wahl Ernst Thälmanns zum Parteivorsitzenden
stand; eine Funktion, die er bis zur Zerschlagung
der deutschen Arbeiterbewegung durch den Nazis­
mus ausübte .34 1924 hatten zunächst die Partei-

30 Internationale Pressekorrespondenz (Inprekorr) vom
2. Mai 1925, S. 494.
31 Erweiterte Exekutive der Kommunistischen Internatio­
nale, Moskau, 21. März - 6. April 1925, Protokoll, Hamburg
1925, S. 25.
32 Erweiterte Exekutive (Februar/März 1926). Thesen und
Resolutionen, Hamburg 1926, S. 48f.
33 Vgl. Joachim Bischoff, Über Antonio Gramsci. „Ihr
werdet das Land zugrunde richten, unsere Aufgabe ist es,
Italien zu retten“, in: Th. Bergmann/M. Keßler (Anm.7),
S. 93-109 (mit Literaturhinweisen).
34 Vgl. hierzu und zum folgenden O.K. Flechtheim
(Anm.5), S. 191 ff.; P. Frank (Anm. 20), Bd.2, S.403ff.; H.
Weber (Anm. 26), S. 133ff.; Heinrich August Winkler, Der
Schein der Normalität. Arbeiter und Arbeiterbewegung in

„Linken“ um Fischer und Maslow die verschiede­
nen „ultralinken“ Gruppen35 aus der Parteiführung
hinausgedrängt, wobei sie von der Komintern-
Zentrale unterstützt wurden. Diese stand noch un­
ter Führung Sinowjews. Unter seiner Anleitung
proklamierte die Fischer-Maslow-Führung auf
dem X. Parteitag den „Sieg der Bolschewisie-
rung“, verschwieg aber der KPD-Mitgliedschaft
ihre Differenzen mit der Komintern in Moskau.
Am 11. August 1925 verabschiedete das EKKI-
Präsidium einen Offenen Brief an alle KPD-Mit-
glieder .36 Darin kritisierte die Komintern-Zentrale
erstens „eine zu parlamentarische Einstellung“ der
Fischer-Maslow-Führung; zweitens deren Weige­
rung, auf dem X. Parteitag „eine starke, arbeits­
fähige Gewerkschaftsabteilung zu wählen“, um die
KPD stärker in den Gewerkschaften zu verankern.
„Drittens“, hieß es weiter, „bestanden die Vertre­
ter der Exekutive darauf, daß in der (KPD-)Zen-
trale neue führende Arbeitskräfte, darunter auch
einige oppositionelle Genossen, zu wählen sind. 
Nicht deswegen, um die Arbeit nach ,rechts4
zu schleppen, ... sondern um einen Zutritt zu
den schwankenden Mitgliedern der Partei zu
schaffen.“

Der Fischer-Maslow-Führung wurde vorgeworfen,
falsche innerparteiliche Methoden zu praktizieren;
hierzu gehörten ein Ultra-Zentralismus wie auch
ausgeübter Druck anstelle von Überzeugungsar­
beit. „Einige Führer dieser Linken sind bankrott“,
stellte das EKKI-Präsidium fest. Sinowjew, unter
dem Druck Stalins (und Bucharins) stehend,
mußte sich von Fischer und Maslow distanzieren,
schwächte aber dadurch lediglich seine eigene
Position. Sein Abstieg begann, und im November/
Dezember 1926 wurde er als Vorsitzender der
Komintern abgesetzt. Auf dieser Tagung sprach
Stalin über den Kampf gegen die „trotzkistisch-
sinowjewistische Opposition“ und errang einen
wichtigen Sieg bei der Ausschaltung seiner Gegner
in der internationalen kommunistischen Bewe­
gung.

Die neue KPD-Spitze um Ernst Thälmann, das
„Thälmannsche ZK“, wie es sich selbst glorifi­
zierte, entfernte 1926 und 1927 mit Karl Korsch
und Arthur Rosenberg zwei der letzten antistalini-
stischen eigenständigen Theoretiker aus der Par­
tei .37 Ursprünglich aus heterogenen Strömungen

der Weimarer Republik 1924 bis 1928, Berlin-Bonn 19872,
S. 416ff.; Ben Fowkes, Communism in Germany under the
Weimar Republic, Basingstoke 1984, S. 122ff.
35 Dies betraf vor allem die Gruppierungen um Iwan Katz,
Werner Scholem und (damals noch) Arthur Rosenberg.
36 Der Offene Brief ist abgedruckt in: Inprekorr vom
4. September 1925, S. 1863ff. Hiernach die folgenden Zitate.
37 Zu Korsch vgl. Michael Buckmiller (Hrsg.), Zur Aktua­
lität von Karl Korsch, Frankfurt a. M. 1981; zu Rosenberg



bestehend, wurde das neue ZK durch den Partei­
vorsitzenden, einen treuen Gefolgsmann Stalins, 
durch Druck zu einer unnatürlichen Einheit „zu­
sammengeschmiedet“, um die martialische Spra­
che jener Zeit zu verwenden. Doch bekam der
Monolith alsbald Risse: Im August 1928 gelangten
Informationen in die Presse, wonach John Wittorf,
ein enger Freund Thälmanns und leitender KP- 
Funktionär in Hamburg, Parteigelder unterschla­
gen hatte. Die Angelegenheit weitete sich aus, und
Thälmann konnte die Vorwürfe nicht entkräften,
Wittorf gedeckt zu haben. Seiner Absetzung als
Parteivorsitzender folgte jedoch am 6. Oktober die
Wiedereinsetzung durch das EKKI. Brandler und 
Thalheimer, die inzwischen wieder in Deutschland
waren, aber auf den Kurs der KPD keinen Einfluß
hatten, übten harte Kritik am EKKI und kritisier­
ten die Verletzung der Souveränität der Partei und
der innerparteilichen Demokratie. Auf ihre Seite
stellte sich eine zahlenmäßig kleine Gruppe, die je­
doch erfahrene Kommunisten umfaßte, von denen
nicht wenige zu den Gründern der KPD gehörten:
Paul Frölich, Jakob Walcher, August Enderle. Mit
ihnen sympathisierten zahlreiche andere führende
KPD-Mitglieder, die später als „Versöhnler“ abge­
wertet wurden: Ernst Meyer, Paul Merker, Arthur
Ewert, zeitweilig auch Clara Zetkin und sogar Wil­
helm Pieck, letzterer jedoch weniger offen.

Clara Zetkin warnte vor Thälmanns mangelnden
theoretischen und politischen Fähigkeiten. Bereits
am 11. September 1927 hatte sie Bucharin ge­
schrieben: „Verhängnisvoll macht sich dabei gel­
tend, daß Teddy (Thälmann, M.K.) kenntnislos
und theoretisch ungeschult ist, in kritiklose Selbst­
täuschung und Selbstverblendung hineingesteigert
wurde, die an Größenwahnsinn grenzt und der
Selbstbeherrschung ermangelt. Er läßt daher seine
guten proletarischen politischen Instinkte und 
Urteile über Menschen und Zustände täuschen
und irreleiten durch Ohrenbläser, Schmeichler,
Klatschbasen, Intriganten niedrigster Art.“38 Ihre
Befürchtungen sollten sich bewahrheiten: Auf der
ZK-Sitzung am 13. und 14. Dezember 1928 wurden
Brandler und Thalheimer aus der KPD ausge­
schlossen, Walcher, Frölich, Enderle und Albert
Schreiner ultimativ aufgefordert, sich zu unterwer­
fen. Nur Clara Zetkin stimmte gegen die Sanktio­
nen. Sie schrieb am 8. Dezember an das russische 
Politbüro einen entsprechenden Brief, den sie mit
einem Gleichnis beschloß: „Es gibt eine Erzählung
über eine alte Frau, die ein Holzscheit in das Feuer
geworfen hat, in dem Jan Hus verbrannt wurde.

vgl. Gert Schäfer, Arthur Rosenberg - Verfechter revolutio­
närer Realpolitik, in: Th. Bergmann/M. Keßler (Anm.7),
S. 74-92.
38 Der Brief ist jetzt abgedruckt in: Beiträge zur Ge­
schichte der Arbeiterbewegung, 33 (1991) 6, S. 778-782.

Diese alte Frau hat sich dadurch Unsterblichkeit
erworben. Ich bin absolut nicht bereit, es dieser
alten Frau gleichzutun und Holzscheite beizu­
steuern, damit Ketzer besser verbrannt werden
können.“
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ie Ausgeschlossenen gründeten am 29. Dezem­
ber 1928 eine eigene Organisation, die sich als op­
positionelle Richtung innerhalb des organisierten
Kommunismus verstand. Sie nannte sich folgerich­
tig Kommunistische Partei Deutschlands - Opposi­
tion. Die KPD-Führung erklärte, zwischen ihr und
den Ausgeschlossenen gebe es keine politischen
Gemeinsamkeiten mehr. Die ständig schärfer wer­
denden Verdammungsurteile von seiten der Thäl-
mannschen Zentrale gingen einher mit einer Aus­
grenzung aller anderen Linkskräfte, wenn diese
nicht den KPD-Direktiven folgten. Dies gipfelte in
einem Verbalradikalismus, der auch die politi­
schen Analysen über den tatsächlichen Zustand
der Weimarer Republik zunehmend prägte. „Die
linksradikalen Einschätzungen der Situation in
Deutschland“, schrieb der russische Historiker
Alexander Watlin, „haben der KPD auf längere
Zeit den politischen Realismus entzogen, und das 
angesichts einer stets zunehmenden faschistischen
Gefahr. Man hätte leicht Voraussagen können, daß
im Ergebnis der Position des Exekutivkomitees
der Komintern eine oppositionelle kommunisti­
sche Partei gebildet würde (KPDO).“40 Die Ana­
lyse des Faschismus und die Haltung zur innerpar­
teilichen wie zur Weimarer Demokratie verwies 
auf völlig gegensätzliche Positionen von KPD und
KPDO.

III. KPD, KPDO und das Ende
der Weimarer Republik

Die KPDO wuchs durch rigide Ausschlüsse aus der
KPD rasch auf etwa 6500 Mitglieder an. Ihre wich­
tigsten Zentren waren neben Berlin und Sachsen/
Thüringen auch das Bergische Land, der Groß­
raum Frankfurt a.M. (besonders Offenbach), das 
Gebiet um Stuttgart und das Saargebiet. Die theo­
retischen Analysen der Partei verbanden sich mit
praktischer Politik namentlich in diesen Schwer­
punktgebieten.

Bereits 1928/29, als die NSDAP noch ein Rand­
problem der deutschen Politik zu sein schien, erar­
beiteten KPDO-Mitglieder, insbesondere August

39 Zit. nach: Gilbert Badia, Clara Zetkin. Eine neue Bio­
graphie, Berlin 1994, S. 253.
40 Alexander Watlin, Die Komintern 1919-1928. Histori­
sche Studien, Mainz 1993, S. 188.



Thalheimer, eine Analyse des Faschismus, die sich
von den eher polemisch geprägten Einschätzungen
der Komintern und der KPD sehr deutlich ­
schied41.
41

In Thalheimers Kritik am Programment­
wurf der Komintern 1928 und in einer Aufsatzserie
für die KPDO-Zeitschrift „Gegen den Strom“ fan­
den sich Grundzüge dieser Faschismus-Theorie.
Thalheimer unterschied zwischen verschiedenen,
historisch denkbaren Varianten des Faschismus,
die aber sämtlich Resultat des zugespitzten
Klassenantagonismus im Kapitalismus seien. Er
wandte sich scharf gegen den Kurs der KPD, wo­
nach die Politik aller bürgerlichen Parteien zum
Faschismus hin re42.

„Z

42

eitweilig“, so Thalheimer, „wurde bei uns alles
und jedes Faschismus. Der Faschismus wurde die
Nacht, in der alle Klassen- und Parteiunterschiede
verschwanden... Faschismus war nicht nur Hitler,
sondern auch die deutsche republikanisch dra­
pierte Großbourgeoisie mit Seeckt an der Spitze.
Die Sozialdemokratie wurde ,der linke Flügel des 
Faschismus1.“43 Angesichts einer Krisensituation
könnte die Bourgeoisie - wie schon 1848/49 in
Frankreich44 - das Erstarken der Arbeiterklasse
mit der zeitweiligen Preisgabe der Exekutivgewalt
beantworten, um die bürgerliche Eigentumsord­
nung zu retten. Dies würde zu einer Verselbständi­
gung der Staatsmacht führen. Ihre neuen Träger
seien deklassierte Elemente der Bourgeoisie oder
des Lumpenproletariats .
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er Faschismus bedürfe - wie der Bonapartismus
Napoleons III. - eines charismatischen Führers,

41 Vgl. u. a. Karl Hermann Tjaden, Struktur und Funktion
der „KPD-Opposition“ (KPDO), Meisenheim 1964; Martin
Kitchen, August Thalheimer’s Theory of Fascism, in: Journal
of the History of Ideas, 34 (1973) 1, S. 64-78; Jürgen
Kaestner, Die politische Theorie August Thalheimers,
Frankfurt a.M.-New York 1982; Theodor Bergmann, „Ge­
gen den Strom“. Die Geschichte der Kommunistischen Par­
tei Deutschland - Opposition. Hamburg 1987; ders./Wolf­
gang Haible, Die Geschwister Thalheimer, Mainz 1993.
42 Diese Fehleinschätzung der KPD wurde in den letzten
Jahren der DDR an der Leipziger Universität kritischer unter­
sucht. Vgl. Werner Bramke, Das Faschismusbild in der KPD
Mitte 1929 bis Anfang 1933, in: Beiträge zur Geschichte der
Arbeiterbewegung, 28 (1986) 5, S. 612-621; Klaus Kinner,
Zur Geschichte der marxistisch-leninistischen Theorieent­
wicklung in KPD und Komintern 1918/19 bis 1933/35, in:
Wissenschaftliche Beiträge der Karl-Marx-yniversität Leip­
zig. Gesellschafts- und sprachwissenschaftliche Reihe, 37
(1988) 1, S. 24-49; Michael Kersten, Die Beiträge deutscher
Marxisten in der Programmdiskussion der Komintern, Mainz
1994. Diese Dissertation wurde 1990 in Leipzig verteidigt.
43 August Thalheimer, Programmatische Fragen. Kritik
des Programmentwurfs der Kommunistischen Internationale
(VI. Weltkongreß), bearb. von Harald Kuchler, Mainz 1993,
S.52.
44 Diese Analogie Thalheimers beruhte auf der „Bonapar-
tismus“-These von Marx, wie sie in dessen Arbeiten „Die
Klassenkämpfe in Frankreich“ und „Der 18. Brumaire des
Louis Bonaparte“ entwickelt wurde.
45 Vgl. A. Thalheimer (Anm. 43), S. 57.

der als Wohltäter aller Klassen jedem alles ver­
spreche, um eine möglichst breite Massenbasis zu 
erlangen und zu sichern „46 Die Form der Staats­
macht, welche die Bourgeoisie aus taktischen
Gründen an neue Träger der Massenbasis nur vor­
übergehend abzutreten glaubt“, schrieb der
KPDO-Forscher Jens Becker, „zeichnet sich durch
eine partiell unkontrollierbare Verselbständigung
aus, deren Gewaltpotential beispielsweise im Ita­
lien Mussolinis sichtbar war.“47 Immer wieder
wurde von der KPDO jedoch auf die Unterschiede
zwischen Deutschland und Italien bezüglich des 
Terrors, des Antisemitismus und der außenpoliti­
schen Zielsetzungen verwiesen - zuletzt noch 1933
nach Hitlers Machtantritt, als die vorausschauen­
den Befürchtungen der KPDO bittere Realität
wurden .
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ie KPDO warnte, Hitler würde - einmal an der
Macht - diese nie mehr freiwillig abgeben. Er stehe
für die Beseitigung der bürgerlichen Demokratie,
die Zerstörung der Arbeiterbewegung, die Vorbe­
reitung auf einen neuen Weltkrieg, für brutale
Knechtung der unterworfenen Völker und für eine
rassistische Ideologie. Gegen den Faschismus gelte
es, die bürgerliche Demokratie und die Republik
von Weimar zu verteidigen: „Die bürgerliche Re­
publik ist nicht die Staatsform zur Verwirklichung
des Sozialismus... Die bürgerliche Republik ist
aber der günstigste Ausgangspunkt von allen mög­
lichen bürgerlichen Staatsformen zur Organisie­
rung der Arbeiterklasse zum Kampf um die Macht,
zum Kampf um den Sozialismus. Wir sind gegen die
Revisionsversuche der bürgerlichen Republik ins
Reaktionäre, ins Faschistische. Gegen all diese
Versuche, gegenüber allen faschistischen Vorstö­
ßen müssen und werden wir die demokratische Re­
publik verteidigen.“49 Zwar hielt die KPDO am Be­
griff der „proletarischen Diktatur“ damals fest, gab 
ihr jedoch einen gänzlich anderen Sinn, als KPD
und Komintern es taten: „Die proletarische
Diktatur ist nur möglich, gestützt und getragen von 
dem revolutionären Kampfwillen der Mehrheit der
Arbeiter, in deren Interesse der Aufbau der soziali­
stischen Gesellschaft liegt. Gegen diesen Mehr­
heitswillen ist die proletarische Diktatur in
hochentwickelten kapitalistischen Ländern wie
Deutschland niemals möglich. Wer ewas anderes
propagiert, propagiert nicht den Kommunismus,
sondern ein konfuses Gemisch von anarcho-syndi-
kalistischem Blanquismus.“

Bereits 1929 erkannte Thalheimer warnend: „Der
Faschismus hebt das allgemeine Wahlrecht auf, er

46 Vgl. ebd., S.59.
47 Jens Becker, Einleitung, in: ebd., S. 28.
48 Vgl. „Gegen den Strom“ vom 25. Februar 1933, S. 35-37.
49 Ebd. vom 29. Juni, S.3. Hiernach auch die folgenden
Zitate.



unterdrückt die Arbeiterpresse, die Arbeiterorga­
nisationen, Arbeiterparteien. Er bindet sich in der
Gewaltanwendung gegen die Arbeiterklasse an
keine Gesetze. Er stellt die offene Diktatur der
Bourgeoisie über die Arbeiterklasse dar, im
Gegensatz zu der verschleierten, sich an Gesetze
bindenden des Staates der bürgerlichen ­
kratie.“50
50

Dabei verstand die KPDO, zwischen den reaktio­
nären und den progressiven Strömungen innerhalb
des bürgerlichen Lagers genau zu differenzieren.
Der Karikaturist und Kulturhistoriker Eduard
Fuchs, Mitglied der KPDO, hielt Kontakte zu
linksstehenden Persönlichkeiten des Kulturbetrie­
bes. Er arbeitete auch mit Felix Weil, dem Mentor
des Frankfurter Instituts für Sozialforschung, zu­
sammen .51 Unter den vielen Linksintellektuellen,
die der KPD verbunden waren, fand die Position
der KPDO ein nicht zu unterschätzendes Echo .52

Verglichen mit den beiden großen Arbeiterpar­
teien, blieb die Stellung der KPDO allerdings stets
schwach.

Die KPD erreichte zu Beginn der dreißiger Jahre
ihren größten Masseneinfluß. Ihre Mitgliederzahl
stieg von 1929 bis Anfang 1933 von rund 120000
auf über 300000. In den Reichstagswahlen erhöhte
sich ihr Stimmenanteil von 10,2 Prozent im Jahre
1928 auf 16,9 Prozent im November 1932; das wa­
ren nur dreieinhalb Prozentpunke weniger, als die
SPD verbuchen konnte. Im gleichen Zeitraum
wurden in Deutschland 213 Angehörige der Ar­
beiterbewegung von der Polizei und 236 von fa­
schistischen Organisationen ermordet .53 Bis zum 
20. Juli 1932, dem Tag der Absetzung der preußi­
schen SPD-geführten Regierung, stand die Polizei 
zum großen Teil unter sozialdemokratischer Füh­
rung. Diese trug mit ihrer Politik des „kleineren
Übels“ ab 1930 die Regierung Brüning durch par­
lamentarische Tolerierung mit. Reichskanzler Brü­
ning vom rechten Flügel der Zentrumspartei baute
mittels Notverordnungen die bürgerlichen und so­
zialen Rechte sukzessive ab, um den Folgen der
Weltwirtschaftskrise zu begegnen. Im Ergebnis
nahm die Massenarbeitslosigkeit und -Verarmung
immer breiterer Schichten schlagartig zu. Die
NSDAP, seit den Reichstagswahlen vom 14. Sep­
tember 1930 zweitstärkste politische Kraft, griff

50 In: Junger Kämpfer, Nr. 3, Juni 1929; zit. nach: Der
Faschismus in Deutschland, Bd. 1: Analysen und Berichte
der KPD-Organisation 1928-1933, o.O. 19812, Klappen­
text.
51 Vgl. Th. Bergmann (Anm. 41), S. 337.
52 Vgl. Istvan Deak, Weimar Germany’s Left-Wing Intel-
lectuals. A Political History of the „Weltbühne“ and its
Circle, Berkeley-Los Angeles 1968.
53 Vgl. Günter Judick, Die KPD und das Ende von Wei­
mar, in: Marxistische Blätter, 32 (1994) 3, S. 50.

mit einem „Antikapitalismus von rechts“ die Wei­
marer Verfassung an. Die SPD rief zu ihrer Vertei­
digung auf. Wesentliche Teile ihrer Führung -
ganz im Gegensatz zur Masse ihrer Mitglieder und
Anhänger - bezogen dabei eine Frontstellung, die 
KPD und Nazis (tendenziell) gleichermaßen als
Feinde 'der Republik und somit als politischen
Gegner ansah .54 Dies verbreiterte die Kluft zwi­
schen beiden Arbeiterparteien dramatisch, die sich
nach dem Berliner „Blutmai“ von 1929 aufgetan
hatte .
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ür die Vertiefung der Spaltung waren jedoch
KPD und Komintern zumindest ebenso mitverant­
wortlich: Nachdem die Analysen des kapitalisti­
schen Krisenzyklus durch die Große Depression,
wie sie von den Komintern-Theoretikern entwik-
kelt worden waren ,56 ihre teilweise Bestätigung er­
fahren hatten, stieg die Hoffnung auf einen neuen
„Turnus von Krisen und Revolutionen“, wie es
hieß, rasch an. Damit und mit den innerparteili­
chen Kämpfen in der Sowjetunion war Stalins An­
griff gegen einen angeblichen „Luxemburgismus“
in der KPD gekoppelt, eine Attacke gegen alle
noch verbliebenen kritischen Köpfe. Der Haupt­
stoß der Kommunisten, so der neue Kanon Stalin­
scher Politik, müsse sich gegen die Sozialdemokra­
tie, vor allem gegen ihren linken Flügel, als die
Hauptstütze des Faschismus richten. Dieser Kurs
erlangte als „Sozialfaschismus-Theorie“ mit dem
11. EKKI-Plenum im März und April 1931 den
Status eines Grundprinzips .57 Doch damit, schrieb
ein zeitgenössischer Beobachter, „war Hitler für
die Kommunisten zum kleineren Übel gewor­
den“ .58 Mehr noch: „Moskau änderte die Pro­
pagandalosungen so weit, um mit den Nazis zu
wetteifern... Die Nazis erhoben den Anspruch,
für die nationale Befreiung Deutschlands vom 
Versailler Vertrag mittels Krieg zu kämpfen. Die
Kommunisten wurden, anstatt dieser typisch im­
perialistischen Lösung jene des internationalen

54 Vgl. für diese Differenzierung u.a. Wolfram Pyta, Ge­
gen Hitler und für die Republik. Die Auseinandersetzung
der deutschen Sozialdemokratie mit der NSDAP in der Wei­
marer Republik, Düsseldorf 1989.
55 Am 1. Mai 1929 hatte die SPD-Regierung Preußens die
Maidemonstration in Berlin verboten, die KPD aber zu
Kundgebungen ayfgerufen; die Berliner Polizei erschoß an
diesem Tag 32 - zumeist unbeteiligte - Arbeiterinnen und
Arbeiter. Für diesen „Blutmai“ (als der er alsbald in die
Geschichte einging) wurde der Berliner Polizeipräsident
Zörgiebel (SPD) verantwortlich gemacht.
56 Vgl. Nicholas N. Kozlov/Eric D. Weitz, Reflections on
the Origins of the „Third Period“: Bukharin, The Comintern
and the Political Economy of Weimar Germany, in: Journal
of Contemporary History, 24 (1989) 3, S. 387-410; deutsch
in: Th. Bergmann/M. Keßler (Anm. 24), S. 123-142.
57 Vgl. P. Frank (Anm. 20), Bd. 2, S. 576ff.
58 C. L. R. James, World Revolution, 1917-1936: The
Rise and Fall of the Communist International, Atlantic High­
lands, N. J. 1993, S. 330 (zuerst: London 1937).



Sozialismus entgegenzusetzen, von der gesamten
Internationale dazu veranlaßt, mit den Faschisten
darin zu konkurrieren, die Losung einer Volks­
revolution für nationale Befreiung vom Vertrag
von Versailles zu n.“59 Die59 entspre­
chende Erklärung war das „Programm zur nationa­
len und sozialen Befreiung des deutschen Volkes“
vom 24. 193060 60.

Auch in der Gewerkschaftspolitik bezog die KPD
Positionen, die die Arbeiterbewegung gegenüber
der nazistischen Offensive schwächten: Entspre­
chend der Linie des V. Kongresses der Roten
Gewerkschaftsinternationale wurden ab Herbst
1930 die KPD-Gewerkschafter in der Roten Ge­
werkschaftsopposition (RGO) zu einem Kurs ver­
pflichtet, der auf die faktische Spaltung wichtiger
Gewerkschaftsverbände abzielte. Das 11. EKKI-
Plenum rief zum Verlassen der „gelben“ Gewerk­
schaften auf.

Die katastrophalen Wirkungen dieser Politik,
durch die Forscher der DDR zuletzt nicht mehr be­
schönigt ,61 zeigten sich auch in der Beteiligung der
KPD am Volksentscheid in Preußen N62 achdem
die KPD zunächst ein vom Stahlhelm initiiertes
Volksbegehren gegen die SPD-geführte preußi­
sche Regierung abgelehnt hatte, schloß sie sich am 
9. August 1931 dem Plebiszit von Stahlhelm,
NSDAP und Deutschnationalen an. Um die du­
biose Gemeinsamkeit zu bemänteln, nannte sie ihr
Vorgehen einen „Roten Volksentscheid“. Doch
selbst ein Teil der KPD-Wähler blieb abseits, das 
Volksbegehren scheiterte und die preußische Re­
gierung blieb noch im Amt. Als sie am 20. Juli 1932
vom neuen Reichskanzler von Papen abgesetzt
wurde, wich die SPD - widerstandslos - „der Ge­
walt“, anstatt ihre Kampforganisationen, das 
Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold und die Eiserne
Front, zu mobilisieren. Mehr noch: SPD-Innenmi-
nister Carl Severing dachte in einem Vorgespräch
mit Reichsinnenminister Wilhelm von Gayl über
die Möglichkeit einer „Reichsexekution“, wie die
Absetzung der preußischen Regierung benannt
wurde, nach .
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9 Ebd.
60 Zum Text der Erklärung vgl. Hermann Weber (Hrsg.),
Der deutsche Kommunismus. Dokumente 1915-1945, Köln
19753, S. 58ff.
61 Vgl. die Beiträge von Klaus Kinner, Elfriede Lewerenz
und Werner Bramke in: Helga Grebing/Klaus Kinner
(Hrsg.), Arbeiterbewegung und Faschismus. Faschismus-
Interpretationen in der europäischen Arbeiterbewegung,
Essen 1990.
62 Hierzu und zum folgenden Hermann Weber, Zur Politik
der KPD 1929-1933, in: Manfred Scharrer (Hrsg.), Kampf­
lose Kapitulation. Arbeiterbewegung 1933, Reinbek 1984,
S. 136 ff.
63 Vgl. Heinrich August Winkler, Der Weg in die Kata­
strophe. Arbeiter und Arbeiterbewegung in der Weimarer
Republik 1930-1933, Berlin-Bonn 1987, S. 662 f.

Die KPD-Führung beurteilte die Lage in Deutsch­
land seit dem Herbst 1931 etwas differenzierter. So
schrieb Ernst Thälmann Ende 1931, daß Brüning
mit Hilfe der Nazis auch die SPD zermürben
wolle .64 Im April 1932 forderte er die Einheitsfront
- allerdings nicht mit der Führung der SPD, son­
dern nur mit deren Anhängern. Entgegen seinen
Intentionen trug dies zu einer weiteren Entfrem­
dung zwischen beiden Parteien bei. Doch diese als
„Antifaschistische Aktion“ bezeichnete Linie sah 
zumindest die SPD nicht mehr als Hauptverursa­
cher der faschistischen Offensive an. Thälmann
warnte auch davor, die Erfolge der KPD zu über­
schätzen .65 Zu einer realitätsgerechten Analyse,
gar zu Selbstkritik, erwiesen sich jedoch weder er
noch das „Thälmannsche ZK“ imstande. Die KPD
überschätzte ihre Wahlerfolge und negierte die
Tatsache, daß der Zuwachs an Mitgliedern und
Sympathisanten größtenteils auf radikalisierte
Lumpenproletarier und Desperados wie Erich
Mielke zurückzuführen war, die mit terroristischen
Aktionen anstatt politischem Kampf den Nazismus 
zu „erledigen“ trachteten.

Die 3. Reichsparteikonferenz der KPD griff im
Oktober 1932 die These des 12. EKKI-Plenums
auf: Nunmehr war der Hauptschlag wiederum ge­
gen die Sozialdemokratie zu richten, da nur so die
Bourgeoisie bezwungen werden könne. Von einem
Kampf um die Verteidigung der bedrohten Wei­
marer Demokratie war keine Rede .66 Im Berliner
Verkehrsarbeiterstreik vom November 1932 wirk­
ten KPD- und nazistische Gewerkschafter zusam­
men. Einige halbherzige Einheitsfrontangebote an 
die SPD erschienen wenig glaubwürdig. Als sich
Thälmann am 30. Januar 1933 endlich direkt an die
SPD-Führung wandte, war es zu spät. Deren Vor­
stand überlegte am Tag der Machtübergabe an
Hitler noch, ob es nicht sinnvoll sei, die Bildung
einer Regierung von Beamten zu unterstützen .67

Die beiden großen Arbeiterparteien versagten im
Augenblick der Entscheidung völlig.

Die KPDO bemühte sich, gemeinsam mit anderen
linken Gruppen - zu nennen sind die Sozialistische 
Arbeiterpartei, der Leninbund, die Trotzkisten,
die Roten Kämpfer und der Internationale Soziali-

64 Vgl. Ernst Thälmann, Einige Fehler in unserer theoreti­
schen und praktischen Arbeit und der Weg zu ihrer Überwin­
dung, in: Die Kommunistische Internationale, 13 (1931) 41,
S. 1902.
65 Vgl. ders., Im Kampf gegen die faschistische Diktaktur,
in: ders., Ausgewählte Reden und Schriften in zwei Bänden,
Bd. 2, Frankfurt a. M. 1977, S. 289.
66 Vgl. H. Weber (Anm. 62), S. 141 f.
67 Vgl. Bernd Rabehl, Auf dem Wege in die nationalsozia­
listische Diktatur. Die deutsche Sozialdemokratie zwischen
„Großer Koalition“ und der legalen „Machtübernahme“ Hit­
lers, in: M. Scharrer (Anm. 62), S.62.



stische 68 um di68 e Einheit der Arbei­
terbewegung in der Spätphase der Weimarer Re­
publik. Angesichts der Weltwirtschaftskrise und
der von vielen Gewerkschaften akzeptierten Lohn­
kürzungen entwarf die KPDO ein Notprogramm.
Es forderte „die Abwälzung der Krisenlasten auf
die Bourgeoisie, den Siebenstundentag, die Ein­
heitsfront der Werktätigen, das sofortige Verbot
der faschistischen Organisationen, organisierten
Arbeiterselbstschutz gegen den faschistischen ­
ror“69
69

- doch dies blieb auf die KPD- wie SPD-
Führung ohne Wirkung. Die KPDO setzte sich für
gemeinsame Maidemonstrationen, überparteiliche
Antifa-Komitees und die Bildung proletarischer
Hundertschaften ein. Im März 1931 veröffentlichte
sie ein entsprechendes antifaschistisches Kampf­
programm. Sie versuchte, ihre Initiativen in Be­
trieben und Gewerkschaften zu popularisieren.
Oftmals wurden KPDO-Aktivisten durch Schlä­
gertrupps der KPD, den nach Thälmanns Spitz­
namen genannten „Teddy-Rowdies“, angegriffen.
Die KPDO versuchte vergebens, einen gemeinsa­
men Kandidaten der Linken für die Reichspräsi­
dentenwahlen 1932 zustande zu bringen. Die KPD
hielt an (dem schließlich von der KPDO unter­
stützten) Thälmann fest, die SPD optierte für
Hindenburg, den, wie sie es nannte, „letzten
Schutzwall der Demokratie“ als angeblicher Ga­
rantie gegen Hitler.

Als im Januar 1933 innerhalb der KPD- wie SPD-
Mitgliedschaft die Bereitschaft zum Zusammen­
gehen wuchs, forderte die KPDO energisch: „Die
KPD muß sich mit einem Angebot zum gemeinsa­
men Kampf gegen Faschismus und Wirtschafts­
krise an die Spitzen der SPD und des ADGB
wenden. Noch im letzten Augenblick muß eine
Massenbewegung des deutschen Proletariats die 
Entwicklung eines Hitlerschen Henkerregimes
verhindern.“

„

70

Dem kommunistischen Arbeiterfunktionär, der
in der KPO ist“, so Wolfgang Abendroth, „wird 
von Jahr zu Jahr bis zur totalen Kapitulation
des bürgerlichen Obrigkeitsstaates vor dem Fa­
schismus am 30. Januar 1933 zunehmend klarer,
daß er sich zwar im Besitz einer richtigen politi­
schen Analyse und Erkenntnis befindet, daß dies 
alles aber nicht weitergegeben und nicht vermittelt
werden kann.“71 Dafür gab es eine Reihe von 
Gründen.

68 Vgl. zu diesen Organisationen die Bibliographie in:
Theodor Bergmann, Das Zwischenfeld der Arbeiterbewe­
gung zwischen SPD und KPD 1928-1933, in: ebd., S. 248.
69 Ebd., S. 170.
70 Arbeitertribüne vom 28. Januar 1933; zit. in: ebd.,
S.171.
71 Wolfgang Abendroth, Ein Leben in der Arbeiterbewe­
gung, Frankfurt a.M. 19813, S. 125.
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Zum einen bildete sich die KPDO - ebenso wie
andere Linksgruppierungen - in einer Zeit der De­
fensive und des Niederganges der Arbeiterbewe­
gung, konnte davon also nicht unbeeinflußt blei­
ben. Zum anderen konnte der Parteiapparat der
KPD (und analog der der SPD) auf Kritiker mate­
riellen und moralischen Druck ausüben, um sie
von der offenen „Rebellion“ gegen die Führung
abzuhalten. Schließlich konnte die Kritik an der
Stalinisierung von KPD und Komintern, die die 
KPDO äußerte, von der KPD-Führung als Treue­
bruch gegenüber dem ersten „proletarischen
Staat“ gebrandmarkt werden. Angesichts der da­
mals prosowjetischen Haltung vieler Linker, ein­
schließlich vieler Sozialdemokraten, trug dies zur
relativen Isolation der KPDO bei. Außerdem bil­
dete sich 1931 die SAP (Sozialistische Arbeiterpar­
tei), deren etwa 22000 Mitglieder großteils aus der
SPD ausgeschlossene Sozialdemokraten waren.
Sie zog einen Teil der KPDO zu sich herüber .72

Die teilweise solidarischen, jedoch auch wider­
spruchsvollen Beziehungen zwischen KPDO- und
SAP-Mitgliedern verdienen eine genauere Unter­
suchung durch die Historiker. Dabei kann als 
sicher gelten, daß Bezeichnungen wie „rechte
Kommunisten“ (für die KPDO) und „Zentristen“
(für die SAP) die komplizierte Realität kaum zu­
reichend erfassen .

D

73

ie deutsche Arbeiterbewegung mußte für ihre
Fehler und Irrwege einen bitteren Preis zahlen.
Kommunisten und Sozialdemokraten, stalinisti-
sche wie antistalinistische Marxisten wurden vom
Beginn der nazistischen Herrschaft an verfolgt,
vertrieben oder umgebracht. In der Bundesrepu­
blik wurden die Lebenswege und politischen Vor­
stellungen dieser Menschen insbesondere nach der
Studentenrevolte von 1968 allmählich nachge­
zeichnet. Der Prozeß der öffentlichen Anerken­
nung stieß aber auf Widerstände; bis heute ist er
nicht abgeschlossen. In der DDR wurden die Lei­
stungen der antistalinistischen Kommunisten ver­
schwiegen oder verzerrt dargestellt. Die Forde­
rung des DDR-Historikers Joachim Petzold, „die
Erinnerung an jene (wachzuhalten), die seinerzeit
als Warner und Mahner ihren damaligen Partei­
führungen im Wege waren“ ,74 wurde viel zu spät
gestellt - im Dezember 1989, als über eine reali­
tätsblinde und ausgesprochen demokratiefeind­
liche Parteiführung das Urteil der Geschichte
längst gesprochen war.

72 Vgl. Helmut Amdt/Heinz Niemann, Auf verlorenem
Posten? Zur Geschichte der Sozialistischen Arbeiterpartei.
Zwei Beiträge zum Linkssozialismus in Deutschland, Berlin
1991, S. 134.
73 Diese Bezeichnungen tauchen noch in einem Teil der
modernen Forschungsliteratur auf.
74 Joachim Petzold, Gedanken eines Historikers zur Er­
neuerung der SED, in: Einheit, 44 (1989) 12, S. 1153.



Ludwig Richter: Die Weimarer Reichsverfassung

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 32-33/94, S. 3-10

Nach dem Sturz der Monarchie durch die Novemberrevolution 1918 wurde am 19. Januar 1919 eine verfas­
sunggebende Nationalversammlung gewählt, die am 6. Februar - um sie dem Druck von Massendemonstra­
tionen in Berlin zu entziehen - in Weimar zusammentrat. Obwohl die Sozialdemokratie aus dieser Wahl als
klarer Sieger hervorging, wurde die Weimarer Nationalversammlung nicht von einer bestimmten politischen
Richtung geprägt oder beherrscht, vielmehr brachte ihre Zusammensetzung einen weitgreifenden politi­
schen Pluralismus zum Ausdruck, der bis in die Frage der Staatsform und Gesellschaftsordnung hinein­
reichte.

Die „Weimarer Reichsverfassung“, die am 31. Juli 1919 von der Nationalversammlung verabschiedet und
am 11. August vom Reichspräsidenten Friedrich Eberl unterzeichnet wurde, konstituierte das deutsche
Reich als parlamentarische Republik. Als zentrales Organ der Reichsgewalt fungierte der Reichstag; er übte
die Gesetzgebung und die Kontrolle der Exekutive aus; die Reichsregierung war von seinem Vertrauen
abhängig. Als Gegengewicht gegen einen „Parlamentsabsolutismus“ wurde das Amt des direkt durch das
Volk gewählten Reichspräsidenten mit weitreichenden Befugnissen ausgestattet: So berief und entließ er
die Reichsregierung und verfügte über das Recht, den Reichstag aufzulösen.

Zu langen und engagierten Debatten kam es über den Grundrechtsteil der Verfassung, dessen Heterogeni­
tät in besonderem Maße die soziale und ideologische Zerklüftung einer pluralistischen Industriegesellschaft
widerspiegelt. Die Weimarer Verfassung war ein System politischer und sozialer Kompromisse zwischen der
gemäßigten Arbeiterbewegung und den demokratischen Teilen des Bürgertums - ein mutiger Schritt auf
verfassungsrechtlichem Neuland; zwar in zahlreichen Punkten unentschieden, zugleich aber auch offen für
eine zukünftige Weiterentwicklung.

Manfred Funke: Die Republik der Friedlosigkeit. Äußere und innere Belastungsfaktoren
der Epoche von Weimar 1918-1933

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 32-33/94, S. 11-19

Die Bewertung der Weimarer Republik durch das vorgeschaltete Erfahrungsprisma „Drittes Reich“ trägt
oft der Tatsache nicht angemessen Rechnung, daß jene Epoche für die Zeitgenossen immerwährende
„Nachkriegszeit“ war, nicht aber eine unmittelbare Hinführung zur Hitler-Diktatur. Die Dauerpräsenz des
Versailler Vertrags in der deutschen Innenpolitik, die Verewigung der Reparationen und die Militär-Besat­
zungen als Ausweis französischer Faustpfand-Politik überforderten die erste deutsche Demokratie. Die
Bevormundung durch die Sieger und deren Kontrollpolitik verstärkten die offene und verdeckte Rebellion
gegen die niederdrückende deutsche Wirklichkeit durch rechts- und linksradikale Republikfeinde.
Die Widerstandskraft der Mitte erlahmte unter dem Druck der Wirtschaftsnöte und der geistig-politischen
Orientierungslosigkeit. Eine Selbstpreisgabe der Demokratie bereitete sich vor, weil der Leidensdruck
weder in praktischer Politik noch in realistischen Zukunftsentwürfen vermindert werden konnte. Dieser
Tumult-Charakter der Epoche muß von der Zeitgeistforschung weiter erschlossen werden, wenn man den
Ausstieg aus der Verantwortung für die erste deutsche Republik angemessen begreifbar machen will.

Mario Keßler: Die kommunistische Linke und die Weimarer Republik

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 32-33/94, S. 20-30

Der Aufsatz behandelt das Verhältnis von KPD und KPD-Opposition (KPDO) zur Weimarer Republik. Er
geht von der Existenz zweier gegensätzlicher politischer Positionen innerhalb der KPD von Beginn an aus,
die sich 1928/29 in der Konstituierung einer eigenständigen Organisation ausdrückte, die zur KPD- und
Moskauer Komintern-Führung im Widerspruch stand. Während die offizielle KPD-Linie in unterschied­
licher Intensität die Weimarer Republik ablehnte und einer illusionären Erwartung auf baldige revolutio­
näre Erhebungen anhing, entwickelten ihre kommunistischen Kritiker Überlegungen im Sinne einer revolu­
tionären Realpolitik: Zur Umgestaltung der Gesellschaft sei die Gewinnung der Mehrheit der arbeitenden
Menschen durch demokratische Willensbildung notwendig. Die bürgerliche Demokratie von Weimar wurde
von ihnen - im Unterschied zur KPD-Politik - als wichtige Errungenschaft begriffen, die es mittels einer
Einheitsfront der Arbeiterparteien gegen den Nazismus zu verteidigen gelte.

Die KPDO wandte sich entschieden gegen die Einmischung der Moskauer Komintern-Zentrale und insbe­
sondere der sowjetischen Führung unter Stalin in innerparteiliche Angelegenheiten der deutschen Kommu­
nisten. Trotz wichtiger und richtiger Erkenntnisse blieben die KPDO und ähnliche Linksgruppierungen
ohne Masseneinfluß. Ihr Scheitern vermittelt jedoch Lehren bei der Suche nach den Ursachen für die
kampflose Kapitulation der deutschen Arbeiterbewegung 1933.
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